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Unterrichtung 20/361
der Landesregierung

Gesetzentwurf der Landesregierung ,,Gesetz zur Zustimmung zum Staatsver-
trag liber die Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch
die Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Linder"

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemaf § 3
Abs. 2 Parlamentsinformationsgesetz (PI1G).

Federfihrend ist das Ministerium fiir Justiz und Gesundheit.

Zustandiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss
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Gesetzentwurf der Landesregierung ,,Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag
liber die Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch die
Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Linder*

Sehr geehrte Frau Prasidentin,

den beiliegenden Entwurf des Staatsvertrages und den Entwurf des Zustimmungs-
gesetzes Ubersende ich unter Hinweis auf § 3 Absatz 2 Parlamentsinformationsgesetz mit
der Bitte um Kenntnisnahme.

Mit freundlichen GriiRen

]

M d e et

Prof. Dr. Kerstin von der Decken

Anlage: 1
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Gesetzentwurf
der Landesregierung - Ministerin fiir Justiz und Gesundheit
Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag uber die Durchfihrung

der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch die
Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Linder
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A. Problem

Nach geltendem Recht ist das Instrument der elektronischen Aufenthaltsiberwachung
(eAU) in folgenden Bereichen vorgesehen:

- als Weisung im Rahmen der Fuhrungsaufsicht bei verurteilten Straftatern (§ 68b
Absatz 1 Satz 1 Nr. 12 Strafgesetzbuch),

- zur Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus (§ 56 Absatz 1 Bun-
deskriminalamtgesetz),

- bei einer vollziehbar ausreisepflichtigen Person zur Abwehr einer erheblichen
Gefahr fur die innere Sicherheit oder fur Leib und Leben Dritter (§ 56a Absatz 1
Aufenthaltsgesetz).

Darliber hinaus enthalten auch die Polizeigesetze verschiedener Lander die eAU als
MalRnahme der Gefahrenabwehr im Kontext mit hauslicher Gewalt.

In Schleswig-Holstein ist die eAU zum Schutz vor h&uslicher Gewalt mit Wirkung zum
15. April 2025 in das Landesverwaltungsgesetz implementiert worden. Andere Lander
sind aktuell mit der Einfuhrung entsprechender Regelungen befasst, so dass damit ge-
rechnet werden kann, dass bis Ende des Jahres 2026 die eAU als Mafnahme des Ge-
fahrenabwehrrechts im Kontext mit hauslicher Gewalt in allen Landern verankert sein
wird.

Mit dem ,,Gesetz zur Einfuhrung der elektronischen Aufenthaltsuberwachung und der Ta-
terarbeit im Gewaltschutzgesetz® wird daneben und unabhangig davon eine bundesweit
geltende Rechtsgrundlage geschaffen, um die Anordnung familiengerichtlicher Mal3nah-
men zum Schutz von Opfern hauslicher Gewalt und Stalking durch Einsatz elektroni-
scher Uberwachung effektiv kontrollieren zu kénnen. Danach soll das Familiengericht
den Téater zukinftig dazu verpflichten kénnen, sich ein technisches Mittel zur Uberwa-
chung seines Aufenthalts anlegen zu lassen und es standig in betriebsbereitem Zustand
am Korper bei sich zu fiinren, wenn die Uberwachung zur Kontrolle der Befolgung von
bestimmten SchutzmalRnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz unerlasslich ist. Die neu-
en Regelungen zur eAU im Gewaltschutzgesetz sind am 8. Mai 2026 vom Bundestag
beschlossen worden und werden voraussichtlich zum 1. April 2027 in Kraft treten.

Die Durchfiihrung der eAU erfolgt in den bereits bestehenden Einsatzbereichen (insbe-
sondere Fiihrungsaufsicht) in Deutschland durch die sog. Gemeinsame Uberwachungs-
stelle der Lander (GUL) in Zusammenarbeit mit der Hessischen Zentrale fiir Datenverar-
beitung (HZD). Grundlage firr die Uberwachung ist ein landeriibergreifender Staatsver-
trag (,Staatsvertrag Uber die Einrichtung einer Gemeinsamen elektronischen Uberwa-
chungsstelle der Lander vom 19. Mai 2011 / 29. August 2011, (GULStV)), der mit Wir-
kung zum 1. Januar 2012 von den Landern Baden-Wurttemberg, Bayern, Hessen und
Nordrhein-Westfalen geschlossen wurde und dem die Ubrigen Lander beigetreten sind.
Der GULSLV ist jedoch im Wesentlichen fiir die eAU im Zusammenhang mit der Fiih-
rungsaufsicht konzipiert worden. Der Einsatz des Instruments aufgrund von gefahrenab-
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wehrrechtlichen Malnahmen einzelner Lander erfolgt derzeit lediglich im Wege der
Amtshilfe.

Fur die neuen Einsatzfelder Gewaltschutzgesetz und Gefahrenabwehrrecht bedarf es ei-
ner entsprechenden Ubertragung der zentralisierungsfahigen Aufgaben, die deren spezi-
fischen Anforderungen Rechnung tragt. Zugleich muss dem quantitativen Zuwachs von
Aufgaben bei der GUL Rechnung getragen werden: Infolge der aktuellen gesetzgeberi-
schen Entwicklung sowohl im Bund als auch in den Landern ist in den nachsten Jahren
mit einer deutlichen Ausweitung des Einsatzes der eAU zu rechnen. Der bestehende
GULStV bedarf deshalb einer inhaltlichen Uberarbeitung und muss durch ein Regularium
ersetzt werden, das auf alle drei Anwendungsfelder (Gewaltschutzgesetz, Flihrungsauf-
sicht und Gefahrenabwehrrecht) gleichermallen zugeschnitten ist.

B. Lodsung

Dem zunehmenden Einsatz der eAU wird durch einen neuen ,Staatsvertrag Uber die
Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch die Gemeinsame Uber-
wachungsstelle der Lander (EAU-StV) Rechnung getragen. Er ist durch eine Arbeits-
gruppe der Lander Bayern, Baden-Wirttemberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein erarbeitet worden. Er ist auf die zukunftigen drei
Hauptanwendungsbereiche (Gewaltschutzgesetz, Fuhrungsaufsicht und Gefahrenab-
wehrrecht) zugeschnitten, 1asst aber auch weitere Einsatzzwecke zu.

Der neue Staatsvertrag enthalt im Wesentlichen die folgenden Regelungen:

Artikel 1 EAU-StV normiert die Kernaussage des Staatsvertrages. Nach Absatz 1 unter-
halten die vertragsschlieBenden Lander zur Durchfihrung der eAU eine gemeinsame
Uberwachungsstelle (GUL), die bei der IT-Stelle der Hessischen Justiz angesiedelt sein
soll. Durch die zukilinftige Ausgestaltung der GUL als einheitliche Kontaktstelle (Absatz 2)
wird die Umsetzung fur die Lander erleichtert, weil die landesinternen Stellen nicht mehr
mit GUL und HZD zwei Ansprechpartner haben, sondern fiir die Durchfiihrung der eAU
im konkreten Fall nur noch mit der GUL kommunizieren missen (sog. Single Point of
Contact).

Artikel 2 bis 4 EAU-StV regeln die Ubertragung von Aufgaben und Befugnissen auf die
GUL im Rahmen der nunmehr drei Einsatzgebiete. Hauptaufgabe der GUL ist die eigent-
liche Uberwachung, insbesondere die Entgegennahme und Prifung eingehender Sys-
temmeldungen Uber einen moglichen Verstol3 des Taters gegen eine Weisung oder An-
ordnung der eAU. Daneben sollen der GUL jedoch — abhéngig von den spezifischen Be-
sonderheiten der jeweiligen Einsatzgebiete — auch vorbereitende Handlungen (wie etwa
die Zusammenstellung von Unterlagen, Erfassungsbdgen und die Festlegung von Warn-
zonen) ubertragen werden. Dadurch werden die landesinternen Stellen, die im Land je-
weils fiir die Umsetzung der eAU verantwortlich sind, entlastet. Auch das Anlegen und
die Ubergabe der Fulfessel sowie die Riickgabe des Gerates sollen in Zukunft von der
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GUL organisiert werden. Zur Vorbereitung und Durchfiinrung der Uberwachung sollen ihr
umfassende Unterrichtungspflichten zukommen, zugleich werden ihr Befugnisse zur
Kontaktaufnahme mit den Beteiligten und beteiligten Stellen eingerdumt. Dabei handelt
die GUL nicht als alleiniger Verantwortlicher, sondern ist jeweils zu enger Abstimmung
mit den nach Landesrecht zustandigen Stellen verpflichtet.

Artikel 5 EAU-StV enthalt umfassende datenschutzrechtliche Bestimmungen. Die bisheri-
ge Datenschutzregelung in Artikel 3 GULStV war neu zu fassen, um den Vorgaben der
Datenschutz-Grundverordnung und der sog. JI-Richtlinie fur den Datenschutz in den Be-
reichen Polizei und Justiz, die bei Abschluss des alten Staatsvertrags noch keinen Be-
stand hatten, zu entsprechen. Absatz 1 stellt klar, dass die GUL auf der Grundlage und
im Rahmen bestehender Befugnisse zur eAU und von anderen bereichsspezifischen Re-
gelungen personenbezogene Daten verarbeiten darf. Hierzu enthalten die nachfolgen-
den Absatze entsprechende Klarstellungen. So verweist Absatz 2 fur die Datenverarbei-
tung zunachst auf die jeweils maflgeblichen Rechtsgrundlagen der § 463a Absatz 4 der
Strafprozessordnung, § 1c des Gewaltschutzgesetzes sowie auf die in Hessen einschla-
gigen datenschutzrechtlichen Vorschriften. Absatz 3 regelt die Verarbeitung von nicht un-
ter Absatz 2 fallenden personenbezogenen Daten. Die Vorschrift enthalt eine nicht ab-
schlielende Beschreibung der Kategorien von personenbezogenen Daten, deren Verar-
beitung in Abhangigkeit vom jeweiligen Uberwachungsfall nach MalRgabe der jeweils gel-
tenden Rechtsgrundlagen in Betracht kommt. Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten der zu schitzenden Person sowie von Personen in deren Umfeld, die nicht unter Ab-
satz 2 fallen, ist in Absatz 4 geregelt. Malgeblich sind insoweit das Einverstandnis der
Betroffenen oder bereichsspezifische Regelungen. Die Absatze 5 und 6 enthalten Rege-
lungen zur datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit von GUL und HZD. Absatz 7 stellt
klar, dass datenschutzrechtliche Aufsichtsbehdrde die fur das Sitzland Hessen zustandi-
ge Aufsichtsbehorde ist.

Artikel 6 EAU-StV regelt die Mdglichkeit der Ubertragung von Befugnissen im Rahmen
von weiteren Einsatzzwecken der eAU. Danach soll es jedem Land sowie dem Bund
mdglich sein, der GUL durch gesonderte Vereinbarung mit dem Land Hessen Uberwa-
chungsaufgaben auch zu anderen Zwecken zu Ubertragen. Fir diesen Fall ist vorgese-
hen, dass sich das in Anspruch nehmende Land bzw. der Bund auch an den Personal-
und Sachkosten der GUL beteiligt.

Artikel 7 und 8 EAU-StV enthalten Regelungen zur Besetzung und Ausstattung der GUL,
die im Wesentlichen bereits im alten Staatsvertrag vorhanden waren.

Artikel 9 EAU-StV betrifft die Finanzierung der GUL. Danach werden die vom Land Hes-
sen verauslagten Personal- und Sachkosten fiir die GUL grundsétzlich nach dem relati-
ven Verhaltnis der Bevdlkerungsanteile der vertragsschlieRenden Lander in der jeweils
aktuellen Fassung (,relativer Konigsteiner Schlussel“) aufgeteilt. Eine Regelung zu den
konkreten Verbrauchskosten enthalt der Staatsvertrag nicht, diese wird wie bislang Ge-
genstand einer noch zu schlieenden Verwaltungsvereinbarung zwischen den Landern
sein.
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Artikel 10 EAU-StV beschreibt die Geltungsdauer des Vertrags und normiert Einzelheiten
zur Kundigung. Nach Absatz 1 wird der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er
kann von jedem Land durch schriftliche Erklarung gegenuber den Ubrigen Landern zum
Ende eines Kalenderjahres zum Ablauf des folgenden Kalenderjahres gekundigt werden.
Scheidet ein Land aus, berUhrt dies nach Absatz 2 nicht die Wirksamkeit des Vertrags
zwischen den Ubrigen Landern. Dies gilt allerdings nicht, wenn eine Kundigung durch
das Land Hessen erfolgt.

Artikel 11 EAU-StV regelt das Inkrafttreten. Der Vertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt —
vorbehaltlich des Inkrafttretens des Gesetzes zur Einflihrung der eAU und der Taterar-
beit im Gewaltschutzgesetz und der Ratifikation durch das Land Hessen — flr jedes ver-
tragsschlieBende Land am Ersten des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Ratifikationsurkunde dieses Landes beim Hessischen Ministerium der Justiz und fur
den Rechtsstaat hinterlegt worden ist. Vom Zeitpunkt der Ratifikation an wird das ratifi-
zierende Land riickwirkend an den Personal- und Sachkosten fiir die GUL beteiligt. Vor-
gesehen ist ein sog. Transitionmodell. Danach soll der neue Staatsvertrag nach der Rati-
fizierung durch ein Land firr dieses Land zunachst nur fur die eAU im Bereich des Ge-
waltschutzes und des Gefahrenabwehrrechts Anwendung finden, wahrend fir die eAU
im Bereich der Fuihrungsaufsicht der alte GULStV vorerst in Kraft bleibt. Erst dann, wenn
der EAU-StV firr alle vertragsschlieBenden Lander in Kraft getreten ist, tritt auch der alte
GULSLtV fur die Filhrungsaufsicht auBer Kraft, und erst zu diesem Zeitpunkt wird der
neue EAU-StV fiir alle in ihm geregelten Anwendungsbereiche Anwendung finden. Damit
ist ein stérungsfreier Ubergang fiir die Fiihrungsaufsicht gewéahrleistet.

Artikel 12 EAU-StV sieht die Mdéglichkeit eines spateren Beitritts vor und regelt die Ein-
zelheiten des Beitrittsverfahrens.

Art. 13 EAU-StV enthalt schlieRlich eine salvatorische Klausel, wonach die Wirksamkeit
des Vertrags von der Unwirksamkeit einzelner vertraglicher Bestimmungen unberuhrt
bleibt.

C. Alternativen

Es gibt keine Alternative zur Neuordnung und Erweiterung des Aufgabenbereichs der
GUL durch den Staatsvertrag. Die bei der Durchfiihrung von elektronischen Uberwa-
chungen im Bereich des Polizeirechts aktuell noch praktizierte Inanspruchnahme der
GUL im Wege der Amtshilfe wird perspektivisch nicht mehr belastbar zur Verfligung ste-
hen. Mit der Einfiihrung der eAU als Mittel des Gewaltschutzrechts ist zu erwarten, dass
die Fallzahlen ein Niveau erreichen werden, bei dem es objektiv unmdglich ist, die dem
Gefahrenabwehrrecht und dem Gewaltschutzrecht zuzuordnen Sachverhalte als Amtshil-
feleistung in einer Organisationsstruktur abzuarbeiten, die an den Bediirfnissen der eAU
als Instrument Fuhrungsaufsicht ausgerichtet ist.
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D. Kosten und Verwaltungsaufwand
1. Kosten

Es ist nach MalRgabe der vom Land Hessen zuletzt (Stand: 1. Juni 2026) zur Verfligung
gestellten Kalkulation davon auszugehen, dass der zur Umsetzung des Staatsvertrages
vorgesehene Ausbau von 150 auf 600 aktive Uberwachungsgeréte einen voraussichtli-
chen Mehrbedarf der GUL fir das Jahr 2027 in Hhe von 11.821.992,75 Euro hervorruft.
Zuziglich der schon bisherig anfallenden Kosten fir die eAU im Bereich der Fiihrungs-
aufsicht ergibt sich fiir die Grundkosten der GUL damit fiir 2027 ein voraussichtlicher Ge-
samtbedarf von 18.983.894,76 Euro. Hiervon wiurde Schleswig-Holstein nach Maligabe
des heranzuziehenden Konigsteiner Schlissels (Artikel 9 Absatz 1 des Staatsvertrages)
bei einer Beteiligung aller Lander einen Grundkostenanteil von 644.670,29 Euro
(3,39588 Prozent) tragen.

Die Mehrbedarfe der GUL, die infolge der durch den Staatsvertrag eingeleiteten Erweite-
rung und Neuausrichtung eintreten, beruhen zu einem wesentlichen Teil auf einem hdhe-
ren Personalkostenaufwand. Es ist daher davon auszugehen, dass die fur das Jahr 2027
anfallenden erhdhten Grundkosten, die erstmals die Erweiterungskosten inkludieren, zu
etwa drei Vierteln strukturelle Mehrkosten darstellen — die auch in den Folgejahren anfal-
len werden — und zu etwa einem Viertel der einmaligen Investition in die Infrastruktur der
GUL dienen.

Das Ministerium fur Justiz und Gesundheit und das Ministerium fur Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport haben sich darauf verstandigt, dass die Grundkosten (einschliel3-
lich der darin aufgehenden Erweiterungskosten) von jedem der drei Einsatzbereiche —
Fuhrungsaufsicht, Gewaltschutzgesetz und allgemeine Gefahrenabwehr — im Grundsatz
zu je einem Drittel getragen werden.

Uber die Grundkosten hinaus entstehen pro Einzelfall einer eAU Verbrauchskosten. Die-
se werden nicht in dem Staatsvertrag, sondern in einer noch zu schlieBenden Verwal-
tungsvereinbarung in concreto je Fall geregelt.

Auf der Basis der dargestellten Grundkosten (einschlieRlich der darin aufgehenden Er-
weiterungskosten) nach der Erweiterung und Neuausrichtung der GUL infolge des
Staatsvertrages und — in Bezug auf die Verbrauchskosten — der bisherigen Erfahrungen
im Bereich der Fuhrungsaufsicht und des Polizeirechts sowie der flr den jeweiligen Ein-
satzbereich prognostizierten Fallzahlen sind die nachfolgend dargestellten Anmeldungen
fur den Haushalt 2027 vorgenommen worden. Dabei ist bertcksichtigt worden, dass bei
der eAU im Bereich des Gewaltschutzes und der allgemeinen Gefahrenabwehr weitere
Kosten dadurch entstehen, dass auch das Opfer ein elektronisches Gerat mitfuhrt.
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Einsatzbereiche: Titel: Mittel:
Fihrungsaufsicht

0903 - 632 01 635 T€
Gewaltschutz
allgemeine Gefahrenabwehr | 0410 - 632 01 310 T€

2. Verwaltungsaufwand

Der Staatsvertrag und die mit ihm einhergehenden Aufgabenibertragungen auf die GUL
haben selbst keine Erhohung des Erfullungsaufwandes der Verwaltung zur Folge. Davon
zu unterscheiden ist der Verwaltungsaufwand, welcher mit der Einfiihrung der eAU als
Mittel des Gewaltschutzes entsteht. Vor diesem Hintergrund ist es insbesondere zu be-
griRen, dass im Zusammenhang mit der Erweiterung und Neuausrichtung der GUL eine
zentrale Ansprechstelle eingerichtet wird, auf die — mit dem Ziel der Entlastung der Ver-
waltungen der Lander — weitere organisatorische Aufgaben im Zusammenhang mit der
Umsetzung von Anordnungen zur eAU in allen drei Einsatzfeldern tibertragen werden.

3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft

Auswirkungen auf die private Wirtschaft werden nicht entstehen.

E. Nachhaltigkeit

Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf ,Good Governance und gesellschaftliche-
Teilhabe®, ,Gesundes Leben® und ,Globale Verantwortung®.

Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treibhausgas-
emissionen.

F. Landeriubergreifende Zusammenarbeit

Die mit dem Staatsvertrag veranlasste Erweiterung und Neuausrichtung der GUL ist Er-
gebnis eines Abstimmungsprozess der Justiz- und Innenressorts aller Lander. Das Gelin-
gen der komplexen Koordinierung ist Zeugnis einer gelungenen landerubergreifender
Zusammenarbeit.

G. Informationen des Landtags nach Artikel 28 der Landesverfassung

Die Prasidentin des Schleswig-Holsteinischen Landtages wird uber den Gesetzentwurf
nach der ersten Kabinettsbefassung unterrichtet.
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H. Federfuhrung

Federfihrend ist die Ministerin fur Justiz und Gesundheit.
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Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag tiber die Durchfihrung der elektroni-
schen Aufenthaltsiiberwachung durch die Gemeinsame elektronische Uberwa-
chungsstelle der Lander

Vom ...

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Zustimmung zum Staatsvertrag

(1) Dem bis zum XX.XX.XXXX unterzeichneten Staatsvertrag Uber die Durchfiihrung der
elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch die Gemeinsame elektronische Uberwa-
chungsstelle der Lander wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend als Anlage verdffentlicht. Die Anlage ist Bestand-
teil dieses Gesetzes.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 11 Absatz 2 in Kraft tritt, ist im
Gesetz- und Verordnungsblatt fur Schleswig-Holstein bekannt zu machen.

§2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung in Kraft.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden

Kiel,

Daniel Gunther
Ministerprasident

Prof. Dr. Kerstin von der Decken
Ministerin fur Justiz und Gesundheit

Magdalena Finke
Ministerin fUr Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

10
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Begriindung:

A. Allgemeiner Teil

Dieses Gesetz dient der Ratifikation des zwischen allen Landern geschlossenen Staats-
vertrages Uber die Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung durch die
Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lander (EAU-StV). Die Ratifikation
setzt nach Artikel 37 Absatz 2 Satz 2 der Landesverfassung die Zustimmung des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages voraus. Die erforderliche Zustimmung erfolgt durch die
Verabschiedung dieses Gesetzes.

B. Besonderer Teil

zu § 1:

§ 1 regelt die nach Artikel 37 Absatz 2 Satz 2 der Landesverfassung erforderliche Zu-
stimmung des Landtages zu dem Staatsvertrag, dessen Veroffentlichung sowie die Be-
kanntgabe dessen Inkrafttretens.

zu § 2:

§ 2 regelt das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes am Tag nach seiner Verkindung.

11



Drucksache 20/#N!# Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode

Anlage
Staatsvertrag

tiber die Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch die Ge-
meinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lander (EAU-StV)

Das Land Baden-Wurttemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und

der Freistaat Tharingen

schliel3en folgenden Staatsvertrag:

12
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Praambel

Die vertragsschlieBenden Lé&nder schaffen mit diesem Staatsvertrag eine von dem
Staatsvertrag (iber die Einrichtung einer Gemeinsamen elektronischen Uberwachungs-
stelle der Lénder vom 19. Mai 2011 / 29. August 2011 (GULStV) unabhéngige, neue ver-
tragliche Grundlage fir die elektronische Aufenthaltsiiberwachung in den in diesem
Staatsvertrag geregelten Anwendungsbereichen.

Die Flihrungsaufsicht dient der Unterstiitzung entlassener Straftdter mit einer unglnsti-
gen Sozialprognose bei der Wiedereingliederung in die Gesellschaft und gleichzeitig ih-
rer Uberwachung zur Verhinderung von neuen Straftaten. Die in § 68b Absatz 1 Satz 1
Nummer 12 des Strafgesetzbuchs vorgesehene Méglichkeit, unter Fiihrungsaufsicht ste-
hende verurteilte Personen einer elektronischen Aufenthaltsiiberwachung zu unterwer-
fen, ist ein Instrument, mit dem der Schutz der Bevélkerung vor rickfallgefédhrdeten
Straftétern in Ergdnzung zu anderen MalRnahmen verbessert werden soll. Zugleich kann
sie der Resozialisierung von Straftétern dienen. Das System der elektronischen Aufent-
haltstiberwachung ist keine Straftaten ausschlieBende Fesselung und ermdéglicht nach
der gesetzlichen Regelung auch keine anlassunabhéngige permanente Echtzeitbeob-
achtung der verurteilten Personen. Daher ist es kein Ersatz fiir eine geschlossene Unter-
bringung.

Die elektronische Aufenthaltsiiberwachung in Gewaltschutzsachen und in Kindschaftssa-
chen dient dem Schutz verletzter und bedrohter Personen, insbesondere in Féllen hédus-
licher Gewalt und Nachstellung. Sie ist ein Instrument, mit dem der Schutz dieser Perso-
nen in Ergdnzung zu anderen MalBnahmen verbessert werden soll. Zugleich kann sie da-
zu beitragen, gerichtliche Schutzanordnungen wirksamer abzusichern. Das System der
elektronischen Aufenthaltsiiberwachung ist auch in diesen Bereichen keine Ubergriffe
ausschlieBende Sicherung und ermdéglicht keine anlassunabhéngige permanente Echt-
zeitbeobachtung. Daher ist es kein Ersatz fiir sonstige gerichtliche, polizeiliche und un-
terstiitzende SchutzmalBnahmen.

V.
Die elektronische Aufenthaltsiiberwachung auf der Grundlage des Gefahrenabwehr-

rechts der Léander dient der Abwehr erheblicher Gefahren, insbesondere fiir Leben, kor-
perliche Unversehrtheit, Freiheit und sexuelle Selbstbestimmung. Die im Gefahrenab-
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wehrrecht der Lander eroffnete Moglichkeit, eine elektronische Aufenthaltsiiberwachung
anzuordnen, ist ein Instrument, mit dem die Effektivitadt der Gefahrenabwehr in Ergén-
zung zu anderen MalBnahmen verbessert werden soll. Zugleich kann sie dazu beitragen,
Aufenthaltsvorgaben, Kontakt- und Annéherungsverbote sowie weitere Schutzanordnun-
gen wirksamer abzusichern. Das System der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung ist
auch in diesem Bereich keine Gefahren ausschliel3ende Sicherung und ermdéglicht keine
anlassunabhéngige permanente Echtzeitbeobachtung. Daher ist es kein Ersatz fiir sons-
tige gefahrenabwehrrechtliche MalBnahmen.

V.

Dartiber hinaus kann die elektronische Aufenthaltsiiberwachung — gegebenenfalls mit
Einwilligung der zu (iberwachenden Person — auch zu anderen Zwecken eingesetzt wer-
den, insbesondere bei Aulervollzugsetzung eines Haftbefehls, im Rahmen einer Bewéh-
rungsweisung, bei Gnadenerweisen, zur Vermeidung der Vollstreckung von kurzen Frei-
heitsstrafen oder von Ersatzfreiheitsstrafen, zur Uberwachung vollzugséffnender MalR3-
nahmen, (Vollzugs-)Lockerungen sowie von Ausfiihrungen oder im Rahmen der Fiih-
rungsaufsicht in Féllen, die von § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs
nicht umfasst sind. Es bleibt den einzelnen L&ndern liberlassen, inwieweit sie von diesen
Einsatzméglichkeiten Gebrauch machen. Dies gilt auch fiir die Uberwachung vollzugséff-
nender MalBnahmen, (Vollzugs-)Lockerungen sowie von Ausfiihrungen, fiir die bereits ei-
ne zwischen den beteiligten L&ndern abgestimmte Aufgabenwahrnehmung besteht.
Auch in diesen weiteren Anwendungsbereichen bleibt die elektronische Aufenthaltsiiber-
wachung ein ergdnzendes Instrument zur Unterstiitzung und Absicherung der in den je-
weiligen Anwendungsbereichen vorgesehenen MalBnahmen. Die Einbeziehung weiterer
Anwendungsbereiche &ndert ihren Charakter als ergdnzendes Instrument nicht.

VI.

Fiir die Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung in den vorstehend ge-
nannten Anwendungsbereichen ist eine gemeinsame Uberwachungsstelle der Lénder er-
forderlich, die eingehende Ereignismeldungen, insbesondere liber Verstblle gegen Wei-
sungen, gerichtliche Schutzanordnungen, Aufenthaltsvorgaben, Wohnungsverweise,
Riickkehr-, Betretungs-, Kontakt- oder Annédherungsverbote oder lber Funktionsbeein-
tréachtigungen des Uberwachungssystems, entgegennimmt und im Hinblick auf mégli-
cherweise notwendige Malinahmen der Filihrungsaufsicht, des Schutzes verletzter und
bedrohter Personen oder der Gefahrenabwehr priift. Abhdngig vom Ergebnis dieser Prii-
fung unterrichtet sie die jeweils zusténdigen Stellen der Ldnder und gegebenenfalls die
zu schiitzende Person oder veranlasst eine Uberpriifung der Funktion oder einen Aus-
tausch der technischen Mittel. Die bereits bestehende Gemeinsame elektronische Uber-
wachungsstelle der Lédnder nimmt diese Aufgaben und Befugnisse auf der Grundlage
dieses Staatsvertrags in den von ihm jeweils erfassten Anwendungsbereichen wabhr.
Dies kann von Anfang an auch den Bereich der Flihrungsaufsicht umfassen. Soweit dies
zunéchst noch nicht der Fall ist, bleibt es insoweit bis zur Erstreckung der Geltung dieses
Staatsvertrags auf die Flihrungsaufsicht bei der Anwendbarkeit des Staatsvertrags lber
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die Einrichtung einer Gemeinsamen elektronischen Uberwachungsstelle der Lénder vom
19. Mai 2011 / 29. August 2011 (GULStV).

VII.

Bei der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung handelt es sich in den in diesem Staats-
vertrag geregelten Anwendungsbereichen um MalBnahmen, fiir die die Zustandigkeit bei
den Léndern und, im Falle eines Beitritts zu diesem Staatsvertrag, beim Bund liegt.

VIII.

Die Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lénder arbeitet eng mit der
Hessischen Zentrale fiir Datenverarbeitung (HZD) zusammen, die aufgrund einer Ver-
waltungsvereinbarung der Lénder (ber den Betrieb und die Nutzung eines Systems der
elektronischen Aufenthaltstiberwachung vom 19. Mai 2011 / 29. August 2011 in der je-
weils geltenden Fassung die Bereitstellung und den Betrieb eines technischen Systems
zur elektronischen Aufenthaltsiiberwachung (bernommen hat. Soweit Bestimmungen
dieses Staatsvertrags einer Konkretisierung bei der Umsetzung bedlirfen, wird auf Rege-
lungen in der Verwaltungsvereinbarung der Ldnder — insbesondere zu dem eingerichte-
ten Lenkungskreis und vorgesehenen Abstimmungsverfahren — zurlickgegriffen.

IX.

Die vertragsschlieBenden Lénder tragen mit diesem Staatsvertrag dem Umstand Rech-
nung, dass die elektronische Aufenthaltsiiberwachung in den bisherigen und in den neu
geregelten Anwendungsbereichen auch wéhrend eines zeitlich gestuften Inkrafttretens
rechtlich und organisatorisch gesichert bleiben muss. Bis zur vollen Wirksamkeit dieses
Staatsvertrags in allen vertragsschlieBenden Léndern sollen daher die Kontinuitét der
elektronischen Aufenthaltsiiberwachung in den bestehenden Anwendungsbereichen und
die Einsatzfahigkeit in den neu geregelten Anwendungsbereichen gewahrt bleiben.
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Artikel 1
Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lander

(1) Die vertragsschlieRenden Lander unterhalten eine gemeinsame Uberwachungsstelle.

(2) Die gemeinsame Uberwachungsstelle der Lander ist bei der Informationstechnik-Stel-
le der hessischen Justiz (IT-Stelle) angesiedelt. Die gemeinsame Uberwachungsstelle
der Lander fiihrt die Bezeichnung ,Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der
Lander (GUL)“ und steht den Landern als einheitliche Kontaktstelle fiir GUL und HZD zur
Verfugung.

Artikel 2

Aufgaben und Befugnisse der GUL bei einer elektronischen Aufenthaltsiiberwa-
chung im Rahmen einer Weisung bei Flihrungsaufsicht

Die Lander Ubertragen der GUL die folgenden Aufgaben und Befugnisse im Zusammen-
hang mit der elektronischen Uberwachung des Aufenthaltsorts von verurteilten Perso-
nen, die der Fuhrungsaufsicht unterstehen und denen eine Weisung nach § 68b Absatz
1 Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs auferlegt wurde:

1. die Organisation des Anlegens und der Ubergabe von technischen Mitteln fir die
Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung in Abstimmung mit der
HZD und der Fuhrungsaufsichtsstelle;

2.  die Mitteilung an die Fihrungsaufsichtsstelle, ob das Anlegen sowie die Ubergabe
der technischen Mittel erfolgt sind;

3. die Entgegennahme und Prifung eingehender Systemmeldungen Uber einen mog-
lichen Verstol® gegen eine Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummern 1, 2, 3
oder 12 des Strafgesetzbuchs und Uber eine Beeintrachtigung der Datenerhebung;

4.  die Ermittlung der Ursache einer Meldung nach Nummer 3; hierzu kann die GUL
mit der zu Uberwachenden Person sowie gegebenenfalls der zu schitzenden Per-
son Kontakt aufnehmen, sie befragen, auf einen Verstol3 hinweisen und mitteilen,
wie dessen Beendigung bewirkt werden kann;

5.  die Unterrichtung der Fuhrungsaufsichtsstelle und des Bewahrungshelfers Uber ei-
ne als moglichen Verstoly gegen eine Weisung bewertete Meldung nach Nummer
3;

6. die Unterrichtung der Polizei sowie gegebenenfalls der zu schutzenden Person
uber einen moglichen Weisungsverstol3 oder eine Beeintrachtigung der Datenerhe-
bung, soweit eine erhebliche gegenwartige Gefahr fur das Leben, die korperliche
Unversehrtheit, die personliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung der zu
schitzenden Person oder anderer Dritter (§ 463a Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 der
Strafprozessordnung) zu besorgen ist;
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7.

10.

1.

die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu iberwachenden Person
sowie gegebenenfalls der zu schutzenden Person an die Polizei sowie gegebenen-
falls an die zu schutzende Person zur Abwehr einer erheblichen gegenwartigen Ge-
fahr flr das Leben, die korperliche Unversehrtheit, die personliche Freiheit oder die
sexuelle Selbstbestimmung der zu schitzenden Person oder anderer Dritter (§
463a Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 der Strafprozessordnung);

die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Giberwachenden Person
an Strafverfolgungsbehoérden zur Verfolgung einer Straftat der in § 66 Absatz 3
Satz 1 des Strafgesetzbuchs genannten Art oder einer Straftat nach § 129a Absatz
5 Satz 2, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuchs (§ 463a
Absatz 4 Satz 2 Nummer 5 der Strafprozessordnung);

die Initiierung einer Uberpriifung der bei der zu Uberwachenden Person oder gege-
benenfalls der zu schitzenden Person vor Ort vorhandenen technischen Mittel auf
ihre Funktionsfahigkeit oder Manipulationen und der zur Behebung einer Funktions-
beeintrachtigung erforderlichen Mallnahmen, insbesondere des Austausches eines
technischen Mittels oder eines Teils davon;

die Beantwortung von Anfragen der zu Uberwachenden Person oder gegebenen-
falls der zu schitzenden Person zum Umgang mit den bei ihnen vor Ort vorhande-
nen technischen Mitteln;

die Organisation der Abnahme und Ruckgabe der technischen Mittel.

Artikel 3

Aufgaben und Befugnisse der GUL bei einer elektronischen Aufenthaltsiiberwa-

chung in Gewaltschutzsachen und in Kindschaftssachen

Die Lander tbertragen der GUL die folgenden Aufgaben und Befugnisse im Zusammen-
hang mit der elektronischen Uberwachung des Aufenthalts in Verfahren in Gewaltschutz-
sachen und in Kindschaftssachen:

1.

die Vorbereitung der Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung in
Abstimmung mit der HZD und der nach dem Recht des ersuchenden Landes zu-
standigen Stelle; dazu gehdrt insbesondere auch die Festlegung der Uber die Ver-
botszone hinausgehenden Warnzone;

die Mitteilung an die zu Uberwachende Person uber den Umstand der Festlegung
der Warnzone und ihre konkrete Bemessung;

die Organisation des Anlegens und der Ubergabe von technischen Mitteln fiir die
Durchflhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung an die zu Uberwachende
Person und die zu schutzende Person in Zusammenarbeit mit der HZD und der
nach dem Recht des ersuchenden Landes zustandigen Stelle;
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4.

10.

1.

12.

13.

14.

die Mitteilung an das jeweils zustandige Amtsgericht und die nach dem Recht des
ersuchenden Landes zustandige Stelle, ob das Anlegen sowie die Ubergabe der
technischen Mittel erfolgt sind;

die Verarbeitung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Uberwachenden Person
und gegebenenfalls der zu schutzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der
Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel nach MalRgabe von Artikel 5;

die Entgegennahme und Prufung eingehender Systemmeldungen Uber einen mog-
lichen Verstol3 gegen die gerichtliche Anordnung und Uber die Beeintrachtigung der
Datenerhebung;

die Ermittlung der Ursache einer Meldung nach Nummer 6;

die Kontaktaufnahme zu den Beteiligten und beteiligten Stellen, deren Befragung,
die Erteilung von Hinweisen auf VerstdlRe sowie auf Mdglichkeiten zu deren Been-
digung;

die Unterrichtung des jeweils zustandigen Amtsgerichts und der nach dem Recht
des ersuchenden Landes zustandigen Stelle Uber einen maoglichen Verstol3 gegen
eine gerichtliche Anordnung und die Ubermittlung von Daten (iber den Aufenthalts-
ort der zu uberwachenden Person und der zu schutzenden Person sowie Uber Be-
eintrachtigungen der Datenerhebung;

die Unterrichtung der Polizei und weiterer Behorden im Falle einer Systemmeldung,
nach deren Prufung eine Gefahr fur die zu schitzenden Personen zu besorgen ist,
und die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu (iberwachenden
und der zu schutzenden Person zur Ermdglichung der Gefahrenabwehr;

die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu iberwachenden Person
sowie Uber Beeintrachtigungen der Datenerhebung an die zu schitzende Person
zur Abwehr einer fur sie bestehenden Gefahr;

die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Giberwachenden Person
und der zu schitzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der Datenerhe-
bung an die Strafverfolgungsbehérden zur strafrechtlichen Verfolgung wegen einer
Zuwiderhandlung gegen eine Gewaltschutzanordnung nach den §§ 1 und 1a des
Gewaltschutzgesetzes und der damit zusammenhangenden Straftaten gegen das
Leben, die korperliche Unversehrtheit, die personliche Freiheit oder die sexuelle
Selbstbestimmung der zu schutzenden Person;

die Initiierung von Uberpriifungen der bei den zu tiberwachenden und zu schiitzen-
den Personen vor Ort vorhandenen technischen Mittel auf ihre Funktionsfahigkeit
oder Manipulationen und der zur Behebung einer Funktionsbeeintrachtigung erfor-
derlichen MalRnahmen, insbesondere des Austausches eines technischen Mittels
oder eines Teils davon;

die Beantwortung von Anfragen von zu Uberwachenden und zu schiutzenden Per-
sonen zum Umgang mit den bei ihnen vorhandenen technischen Mitteln;
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15.

16.

den Hinweis auf den bevorstehenden Ablauf der Dauer, flr welche die MalRnahme
angeordnet wurde, an die zu schiutzende Person mit dem gesetzlich vorgeschriebe-
nen Vorlauf;

die Organisation der Abnahme und Ruckgabe der technischen Mittel.

Artikel 4

Aufgaben und Befugnisse der GUL bei einer elektronischen Aufenthaltsiiberwa-

chung nach dem Gefahrenabwehrrecht der Lander

Die Lander tbertragen der GUL die folgenden Aufgaben und Befugnisse im Zusammen-
hang mit der Durchfiihrung von MalRnahmen der elektronischen Uberwachung des Auf-
enthaltsorts von Personen nach dem Gefahrenabwehrrecht der Lander:

1.

die Vorbereitung der Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung in
Abstimmung mit der HZD und der Polizei; dazu gehort insbesondere auch die Fest-
legung der Uber die Verbotszone hinausgehenden Warnzone;

die Mitteilung an die zu Uberwachende Person uber den Umstand der Festlegung
der Warnzone und ihre konkrete Bemessung;

die Organisation des Anlegens und der Ubergabe von technischen Mitteln fiir die
Durchflhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung an die zu Uberwachende
Person und die zu schitzende Person in Abstimmung mit der HZD und der Polizei;

die Mitteilung an die Polizei, ob das Anlegen sowie die Ubergabe der technischen
Mittel erfolgt sind;

die Verarbeitung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Gberwachenden Person
und gegebenenfalls der zu schutzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der
Datenerhebung nach Mal3gabe von Artikel 5;

die Entgegennahme und Prufung eingehender Systemmeldungen Uber einen mog-
lichen Verstol3 gegen die Anordnung einer elektronischen Aufenthaltsiberwachung,
eine mit dieser verbundene Aufenthaltsvorgabe, einen mit dieser verbundenen
Wohnungsverweis, ein mit dieser verbundenes Ruckkehr-, Betretungs-, Kontakt-
beziehungsweise Annaherungsverbot und Uber die Beeintrachtigung der Datener-
hebung;

die Ermittlung der Ursache einer Meldung nach Nummer 6;

die Kontaktaufnahme zu den Beteiligten und beteiligten Stellen, deren Befragung,
die Erteilung von Hinweisen auf VerstdRe sowie auf Mdglichkeiten zu deren Been-
digung;

die Unterrichtung der Polizei Uber einen mdglichen Verstol3 gegen die Anordnung
einer elektronischen Aufenthaltsiberwachung, eine mit dieser verbundene Aufent-
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

haltsvorgabe, einen mit dieser verbundenen Wohnungsverweis, ein mit dieser ver-
bundenes Ruckkehr-, Betretungs-, Kontakt- beziehungsweise Annaherungsverbot
und die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu (iberwachenden
Person und der zu schitzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der Daten-
erhebung;

die Unterrichtung der Polizei und die Ubermittlung von Daten tber den Aufenthalts-
ort der zu uberwachenden Person und der zu schutzenden Person sowie uber Be-
eintrachtigungen der Datenerhebung zur Ermdglichung der Gefahrenabwehr;

die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Giberwachenden Person
sowie Uber Beeintrachtigungen der Datenerhebung an die zu schitzende Person,
soweit dies aufgrund einer behordlichen oder gerichtlichen Entscheidung angeord-
net ist;

die Ubermittlung von Daten Uber den Aufenthaltsort der zu iberwachenden Person
und der zu schutzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der Datenerhe-
bung an die Strafverfolgungsbehdrden zur strafrechtlichen Verfolgung einer Tat, die
nach den fur die Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung gelten-
den Rechtsvorschriften des Gefahrenabwehrrechts der Lander strafbewehrt ist, so-
wie der damit zusammenhangenden Straftaten gegen das Leben, die kdrperliche
Unversehrtheit, die persdnliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung der zu
schitzenden Person;

die Ubermittlung der fiir die Erstellung eines Bewegungsbilds der zu tiberwachen-
den Person erforderlichen Daten an die Polizei, soweit eine entsprechende Anord-
nung besteht;

die Initiierung von Uberpriifungen der bei den zu tiberwachenden und zu schiitzen-
den Personen vor Ort vorhandenen technischen Mittel auf ihre Funktionsfahigkeit
oder Manipulationen und der zur Behebung einer Funktionsbeeintrachtigung erfor-
derlichen Malinahmen, insbesondere des Austausches eines technischen Mittels
oder eines Teils davon;

die Beantwortung von Anfragen von zu Uberwachenden und zu schiutzenden Per-
sonen zum Umgang mit den bei ihnen vorhandenen technischen Mitteln;

den Hinweis auf den bevorstehenden Ablauf der Dauer, flir welche die MalRnahme
angeordnet wurde, an die zu schutzende Person mit einem mit der Polizei abzu-
stimmenden Vorlauf;

die Organisation der Abnahme und Ruckgabe der technischen Mittel.

Artikel 5

Datenschutzrechtliche Bestimmungen bei der Durchfuhrung der elektronischen

Aufenthaltsiiberwachung durch die GUL
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(1) Im Anwendungsbereich des Staatsvertrags werden nur die personenbezogenen Da-
ten verarbeitet, die von den Befugnisnormen zur elektronischen Aufenthaltsiberwachung
und von anderen bereichsspezifischen Regelungen, einschliellich behordlicher und ge-
richtlicher Anordnungen, umfasst sind.

(2) Die GUL verarbeitet mit Hilfe der technischen Mittel die fiir die elektronische Aufent-
haltsiberwachung erforderlichen Aufenthaltsdaten der zu Uberwachenden Person und
der zu schutzenden Person sowie die Daten Uber eine Beeintrachtigung der Datenerhe-
bung

1. zur Erfullung der Aufgaben nach Artikel 2 nach MalRgabe des § 463a Absatz 4 der
Strafprozessordnung;

2. zur Erfullung der Aufgaben nach Artikel 3 nach Maligabe des § 1c des Gewalt-
schutzgesetzes;

3.  zur Erfullung der Aufgaben nach Artikel 4 nach MalRgabe der in Hessen einschlagi-
gen datenschutzrechtlichen Vorschriften.

(3) Die GUL verarbeitet personenbezogene Daten der zu (iberwachenden Person, die
nicht unter Absatz 2 fallen, soweit dies fur die Erfullung ihrer in Artikel 2 bis 4 genannten
Aufgaben erforderlich ist. Die Verarbeitung kann insbesondere

1.  allgemeine Personendaten, wie Name, Geburtsdatum, Anschrift und sonstige Kon-
taktdaten, Geschlecht, Staatsangehorigkeit und Familienstand,

2. personenbezogene Daten Uber aullere Lebensumstande, wie Wohnsituation, Be-
stehen von Arbeitsverhaltnissen und soziales Umfeld,

3. personenbezogene Daten zur Kommunikation, wie Sprach-, Lese-, Schreibfahigkei-
ten sowie zur Kooperationsfahigkeit und -bereitschaft und

4. personenbezogene Daten zur Gefahrenanalyse, wie Daten Uber strafrechtliche Ver-
urteilungen und Straftaten oder damit zusammenhangende Sicherungsmaliregeln

umfassen.

Die GUL verarbeitet personenbezogene Daten besonderer Kategorien der zu Uberwa-
chenden Person, wie Gesundheitsdaten und Daten Uber die sexuelle Orientierung, so-
weit dies fur die Erfullung ihrer in Artikel 2 bis 4 genannten Aufgaben unbedingt erforder-
lich ist. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten nach Satz 3 sind geeignete Ga-
rantien fur die Rechte und Freiheiten der zu Uberwachenden Person vorzusehen. Auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten nach Satz 1 und 2 durch die GUL finden bei der
Erflllung der in Artikel 2 bis 4 Ubertragenen Aufgaben die hierfur jeweils in Hessen ein-
schlagigen datenschutzrechtlichen Vorschriften Anwendung, soweit nicht bereichsspezifi-
sche Regelungen anwendbar sind.

(4) Die GUL verarbeitet personenbezogene Daten der zu schiitzenden Person und weite-
rer beteiligter Personen in deren Umfeld, die nicht unter Absatz 2 fallen, zum Zwecke der
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Erflllung der in Artikel 2 bis 4 genannten Aufgaben, soweit deren Einverstandnis vorliegt
oder nach Mal3gabe von bereichsspezifischen Regelungen.

(5) Bei der Erfullung der durch diesen Staatsvertrag nach Artikel 2 bis 4 Ubertragenen
Aufgaben durch die GUL ist die IT-Stelle als Landesoberbehdrde gemeinsam Verantwort-
liche mit der jeweils fur die Durchfihrung der elektronischen Aufenthaltsuberwachung zu-
stéandigen Stelle der Lander. Weitere Einzelheiten werden in einer Vereinbarung zwi-
schen den gemeinsam Verantwortlichen festgelegt, die sich bei der Erfullung der Aufga-
ben nach Artikel 3 an den Mal3gaben des Artikels 26 der Verordnung (EU) 2016/679 (Da-
tenschutz-Grundverordnung) und bei der Erfullung der Aufgaben nach Artikel 2 und 4 an
den Malgaben der einschlagigen Umsetzungsregelungen des Bundes und der Lander
zu Artikel 21 der Richtlinie (EU) 2016/680 (JI-Richtlinie) auszurichten hat. Die IT-Stelle
hat geeignete technische und organisatorische MaRnahmen zur Sicherheit der Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten vorzusehen.

(6) Die HZD wird als Auftragsverarbeiterin der IT-Stelle tatig nach MaRgabe der Verwal-
tungsvereinbarung Uber den Betrieb und die Nutzung eines Systems der elektronischen
Aufenthaltsuberwachung in der jeweils geltenden Fassung.

(7) Die GUL unterliegt der Aufsicht durch den Hessischen Beauftragten fiir den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit nach MalRgabe des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes.

Artikel 6

Weitere Einsatzzwecke einer elektronischen Aufenthaltsiiberwachung durch die
GUL

(1) Jedes Land sowie der Bund kann der GUL durch gesonderte Vereinbarung mit dem
Land Hessen Aufgaben und Befugnisse im Zusammenhang mit der elektronischen Uber-
wachung des Aufenthaltsorts von Personen auch zu anderen Zwecken ubertragen, ins-
besondere

1. bei Aul3ervollzugsetzung eines Haftbefehls,
2 im Rahmen einer Bewahrungsweisung,

3.  bei Gnadenerweisen,
4

zur Vermeidung der Vollstreckung von kurzen Freiheitsstrafen oder von Ersatzfrei-
heitsstrafen,

5. zur Uberwachung vollzugséffnender Malnahmen, (Vollzugs-)Lockerungen sowie
von Ausflhrungen oder

6. im Rahmen der Fuhrungsaufsicht in Fallen, die von § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer
12 des Strafgesetzbuchs nicht umfasst sind.

22



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode Drucksache 20/#N!#

(2) Die gesonderte Vereinbarung muss eine Beteiligung an den Personal- und Sachkos-
ten der GUL beinhalten.

(3) Soweit keine gesonderte Vereinbarung getroffen ist und eine elektronische Aufent-
haltsuberwachung im Einzelfall im Wege der Amtshilfe erfolgt, wird die Amtshilfe nur ge-
gen eine Beteiligung an den Personal- und Sachkosten der GUL sowie Erstattung der
Auslagen gewahrt. Die einzelnen Amtshilfehandlungen, fur die Kosten zu erheben sind,
und die Hohe der Kosten bestimmt das Hessische Ministerium der Justiz und fur den
Rechtsstaat nach Anhorung des durch die Verwaltungsvereinbarung eingesetzten Len-
kungskreises im Rahmen einer gesonderten Kostentabelle.

Artikel 7
Besetzung der GUL

(1) Die GUL wird mit einer Leiterin oder einem Leiter, einer Stellvertreterin oder einem
Stellvertreter und weiteren Uberwachungsbediensteten in der erforderlichen Zahl be-
seftzt.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der GUL und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter
werden vom Land Hessen nach Anhorung des durch die Verwaltungsvereinbarung in der
jeweils geltenden Fassung eingesetzten Lenkungskreises ernannt.

Artikel 8
Ausstattung der GUL

Das Land Hessen stellt die Rdumlichkeiten und die Sachausstattung zur Verfugung, die
fur den Betrieb der GUL erforderlich sind. Hierzu zahlt auch unterstiitzendes Personal.

Artikel 9
Finanzierung der GUL

(1) Das Land Hessen verauslagt die Personal- und Sachkosten fiir die GUL. Diese wer-
den sodann nach Abzug der Kosten nach Artikel 6 Absatz 3 entsprechend dem relativen
Verhaltnis der Bevolkerungsanteile der vertragsschlieRenden Lander in der jeweils gel-
tenden Fassung (relativer Konigsteiner Schlissel) aufgeteilt. Die Anteilsbetrage werden
im Laufe eines jeden Rechnungsjahres in zwei Teilbetragen zum Mai und September
nach den Ansatzen des Finanzplans der GUL fallig.

(2) Zuséatzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass die GUL zu den in Artikel 6 Absatz 1
genannten Einsatzzwecken tatig wird, werden unter den Landern, die die Aufenthalts-
uberwachung fur diese Zwecke in Anspruch nehmen, nach dem relativen Verhaltnis der

23



Drucksache 20/#N!# Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode

Bevolkerungsanteile in der jeweils geltenden Fassung (relativer Konigsteiner Schltssel)
verteilt, soweit in der gesonderten Vereinbarung nach Artikel 6 Absatz 1 und 2 nicht eine
pauschalisierte Abrechnung und Umlegung entsprechend dem Umfang der jeweiligen
Nutzung auf das nutzende Land vereinbart ist.

(3) Solange der GULStV in Kraft ist, werden nach dem vorliegenden Staatsvertrag nur
solche Kosten abgerechnet, die durch die elektronische Aufenthaltsiberwachung auf-
grund von MalRnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz und in Kindschaftssachen sowie
dem Gefahrenabwehrrecht der Lander und dem damit verbundenen Personal- und Sach-
mittelaufwuchs entstehen.

(4) Soweit das Land Hessen in einem Kalenderjahr Personal- und Sachkosten fir die
GUL, die durch die elektronische Aufenthaltsiiberwachung aufgrund von MafRnahmen
nach dem Gewaltschutzgesetz und in Kindschaftssachen sowie dem Gefahrenabwehr-
recht der Lander und dem damit verbundenen Personalund Sachmittelaufwuchs entste-
hen, verauslagt hat, werden diese Kosten rickwirkend fur das jeweilige Kalenderjahr
nach Malgabe des Absatzes 1 verteilt. Die auf ein Land entfallenden Betrage werden
mit der ersten nach Absatz 1 falligen Abrechnung fallig, die nach dem Inkrafttreten dieses
Vertrags fur dieses Land erfolgt.

Artikel 10
Geltungsdauer, Kiindigung

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann von jedem Land durch
schriftliche Erklarung gegenuber den Ubrigen Landern zum Ende eines Kalenderjahres
zum Ablauf des folgenden Kalenderjahres gekundigt werden.

(2) Durch das Ausscheiden eines Landes wird die Wirksamkeit des Vertrags zwischen
den udbrigen Landern nicht berthrt. Dies gilt nicht im Fall einer Kindigung durch das
Land Hessen.

Artikel 11
Inkrafttreten

(1) Der Vertrag bedarf der Ratifikation.

(2) Der Vertrag tritt fur jedes vertragsschlieRende Land am Ersten des Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in dem die Ratifikationsurkunde dieses Landes beim Hessischen
Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat hinterlegt worden ist, jedoch nicht vor
dem Tag, an dem das Gesetz zur Einflhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwa-
chung und der Taterarbeit im Gewaltschutzgesetz nach seinem Artikel 10 Absatz 2 in
Kraft tritt und nicht, bevor eine Ratifizierung durch das Land Hessen erfolgt ist. Solange
dieser Staatsvertrag nicht nach Satz 1 fur alle vertragsschliefienden Lander in Kraft ge-
treten ist und solange der GULStV nicht infolge einer Kiindigung des Landes Hessen au-
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Rer Kraft getreten ist, wirkt dieser Staatsvertrag nur zwischen den Landern, fir die er in
Kraft getreten ist.

(3) Solange dieser Staatsvertrag nicht nach Absatz 2 Satz 1 fur alle vertragsschlie3en-
den Lander in Kraft getreten ist oder solange der GULStV nicht infolge einer Kiindigung
des Landes Hessen aul3er Kraft getreten ist, findet dieser Staatsvertrag nur auf Malinah-
men der elektronischen Aufenthaltsiberwachung nach dem Gewaltschutzgesetz und in
Kindschaftssachen sowie dem Gefahrenabwehrrecht der Lander Anwendung. Fur Mal}-
nahmen der elektronischen Aufenthaltsiberwachung im Rahmen der Fuhrungsaufsicht
sowie MaRnahmen nach Artikel 6 Absatz 1 GULStV bleibt in diesem Zeitraum der
GULStV ausschlieBlich maRgeblich.

(4) Sobald dieser Staatsvertrag nach Absatz 2 Satz 1 fur alle vertragsschlieRenden Lan-
der in Kraft getreten ist, findet er auf alle in ihm geregelten Anwendungsbereiche Anwen-
dung; gleichzeitig tritt der GULStV auRer Kraft. Tritt der GULStV infolge einer Kiindigung
des Landes Hessen aul3er Kraft, findet dieser Staatsvertrag fur diejenigen Lander, fur die
er in Kraft getreten ist, auf alle in ihm geregelten Anwendungsbereiche Anwendung. Die
auf Grundlage von Artikel 6 GULStV getroffenen Vereinbarungen bleiben hiervon unbe-
rihrt und gelten nach MaRgabe dieses Staatsvertrags fort.

(5) Das Hessische Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat teilt den beteiligten
Landern die Zeitpunkte nach den Absatzen 2 und 4 mit.

(6) Vom Zeitpunkt der Ratifikation an wird das ratifizierende Land mit Ruckwirkung zum
Zeitpunkt, in dem der hiesige Staatsvertrag zumindest teilweise nach Absatz 2 Satz 1 in
Kraft tritt, an den Personal- und Sachkosten fiir die GUL beteiligt. Artikel 9 Absatz 3 und
Absatz 4 gelten entsprechend. Der Kostenanteil wird bei der auf die Ratifikation folgen-
den Abrechnung der Personal- und Sachkosten fiir die GUL berticksichtigt. Die Hohe des
Kostenanteils des ratifizierenden Landes wird folglich den zum Zeitpunkt der Ratifikation
bereits beteiligten Landern im Verhaltnis zu deren Kostenanteil erstattet. Der Erstat-
tungsanteil des jeweiligen Landes wird bei den folgenden Abrechnungen der laufenden
Kosten in Abzug gebracht.

Artikel 12
Beitritt

(1) Andere Gebietskorperschaften des offentlichen Rechts kénnen diesem Vertrag nach
dessen Inkrafttreten beitreten. Der Beitritt erfolgt durch schriftliche Erklarung des Beitritts
gegenuber dem Hessischen Ministerium der Justiz und fir den Rechtsstaat und, soweit
die Zustimmung des Gesetzgebungsorgans der beitretenden Koérperschaft erforderlich
ist, mit dessen Zustimmung. Uber den Eingang der Beitrittserklarung unterrichtet das
Hessische Ministerium der Justiz und fir den Rechtsstaat die Ubrigen Parteien des
Staatsvertrags.
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(2) Die Regelungen dieses Vertrags treten fur die beitretende Korperschaft am Tage
nach dem Eingang der Beitrittserklarung beim Hessischen Ministerium der Justiz und far
den Rechtsstaat in Kraft. Soweit die Zustimmung des Gesetzgebungsorgans der beitre-
tenden Korperschaft erforderlich ist, treten die Regelungen fir die beitretende Korper-
schaft am Tag nach dem Eingang der Anzeige dieser Zustimmung beim Hessischen Mi-
nisterium der Justiz und fur den Rechtsstaat in Kraft.

(3) Artikel 11 Absatz 6 gilt entsprechend.

Artikel 13
Salvatorische Klausel

Sollte eine oder sollten mehrere Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam sein oder
werden, wird hierdurch die Wirksamkeit des Vertrags im Ubrigen nicht beriihrt. Anstelle
der unwirksamen Bestimmung soll eine Regelung treten, die dem mit ihr verfolgten
Zweck am nachsten kommt. Dasselbe gilt fur etwaige Lucken des Vertrags.
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Fir das Land Baden-Wurttemberg
Stuttgart, den XX. XX XXX

XXX

Fir den Freistaat Bayern
Munchen, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir das das Land Berlin
Berlin, den XX XX. XXX

XXX

Fiir das Land Brandenburg
Potsdam, den XX.XX. XXX

XXX

Fiir die Freie Hansestadt Bremen
Bremen, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir die Freie und Hansestadt Hamburg
Hamburg, den XX XX. XXX

XXX
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Fiir das Land Hessen
Wiesbaden, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern
Schwerin, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir das Land Niedersachsen
Hannover, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir das Land Nordrhein-Westfalen
Dusseldorf, den XX . XX. XXX

XXX

Fiir das Land Rheinland-Pfalz
Mainz, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir das Saarland

Saarbriicken, den XX . XX. XXX
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XXX

Fiir den Freistaat Sachsen
Dresden, den XX. XX. XXX

XXX

Fiir das Land Sachsen-Anhalt
Magdeburg, den XX. XX.XXX

XXX

Fir das Land Schleswig-Holstein
Kiel, den XX. XX. XXX

XXX

Fir den Freistaat Thiringen

Erfurt, den XX XX. XXX

XXX
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Begriindung

zum Staatsvertrag uber die Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwa-
chung durch die Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lander
(EAU-StV)

A. Allgemeines

Das am 1. Januar 2011 in Kraft getretene ,Gesetz zur Neuordnung des Rechts der Si-
cherungsverwahrung und zu begleitenden Regelungen® (BGBI. |1 2010, 2300 ff.) hat den
Katalog der zuldssigen strafbewehrten Weisungen in der Fuhrungsaufsicht erweitert. §
68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs erlaubt nunmehr, der verurteilten
Person aufzugeben, die fiir eine elektronische Uberwachung ihres Aufenthaltsortes erfor-
derlichen technischen Mittel standig in betriebsbereitem Zustand bei sich zu fihren und
deren Funktionsfahigkeit nicht zu beeintrachtigen. Diese Rechtsgrundlage fur die Ertei-
lung einer Weisung zur elektronischen Aufenthaltsuberwachung wird durch die gleichzei-
tig in Kraft getretene neue Fassung des § 463a Absatz 4 der Strafprozessordnung er-
ganzt, mit der die Erhebung, Speicherung und Verwertung der registrierten Daten Uber
den Aufenthaltsort geregelt wird.

Die in § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs geschaffene Moglichkeit,
unter Fuhrungsaufsicht stehende verurteilte Personen einer elektronischen Aufenthalts-
uberwachung zu unterwerfen, ist ein Instrument, mit dem der Schutz der Bevolkerung
vor ruckfallgefahrdeten Straftatern nach ihrer Entlassung aus der Haft oder dem Malre-
gelvollzug in Erganzung zu anderen MalRnahmen verbessert werden soll. Zugleich kann
sie der Resozialisierung von Straffalligen dienen. Das System der elektronischen Aufent-
haltsiUberwachung ist keine Straftaten ausschlieRende Fesselung und ermdglicht nach
der gesetzlichen Regelung auch keine anlassunabhangige permanente Echtzeitbeob-
achtung der verurteilten Person. Daher ist sie kein Ersatz fur eine geschlossene Unter-
bringung.

Bei der elektronischen Aufenthaltsiberwachung auf Grundlage des § 68b Absatz 1 Satz
1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs handelt es sich um eine MalRnahme der FUhrungs-
aufsicht. Die Zustandigkeit fur den Gesetzesvollzug im Bereich der Fuhrungsaufsicht
liegt bei den Landern; es handelt sich um eine Angelegenheit der Justizverwaltung (Arti-
kel 83 des Grundgesetzes; Artikel 295 Absatz 1 des Einfuhrungsgesetzes zum Strafge-
setzbuch). Den Landern obliegt daher, die erforderlichen technischen und organisatori-
schen Voraussetzungen zu schaffen und bereitzuhalten, damit im Fall einer gerichtlichen
Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs der Aufenthalts-
ort der verurteilten Person Uberwacht werden kann.

Die elektronische Aufenthaltsiberwachung kann ferner nach Mal3gabe der einschlagigen
gesetzlichen Regelungen auch in Gewaltschutzsachen und in Kindschaftssachen zum
Schutz von Personen eingesetzt werden. Sie ist auch in diesem Bereich ein ergénzen-
des Instrument, mit dem der Schutz dieser Personen in Erganzung zu anderen Mal3nah-
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men verbessert und die Wirksamkeit gerichtlicher Schutzanordnungen besser abgesi-
chert werden kann. Dies gilt insbesondere, soweit Annaherungs- und Betretungsverbote
aus den zugrunde liegenden gerichtlichen Entscheidungen technisch Uberwacht werden.
Die Verbotszonen, die die zu Uberwachende Person nicht betreten darf, ergeben sich in
diesen Fallen aus den zugrunde liegenden gerichtlichen Entscheidungen. Auch in die-
sem Bereich ist die elektronische Aufenthaltsiiberwachung keine Ubergriffe ausschlie-
Rende Sicherung und kein Ersatz fur sonstige gerichtliche, polizeiliche und unterstiutzen-
de Schutzmallnahmen.

Weiterhin kann die elektronische Aufenthaltsiiberwachung auf der Grundlage des Gefah-
renabwehrrechts der Lander eingesetzt werden. In den Landern ist die Anordnung einer
elektronischen Aufenthaltsuberwachung zur Gefahrenabwehr teilweise bereits moglich.
Teilweise sollen solche Mdglichkeiten eingefuhrt oder ausgeweitet werden. Sie dient in-
soweit der Abwehr erheblicher Gefahren, insbesondere fur Leben, korperliche Unver-
sehrtheit, Freiheit und sexuelle Selbstbestimmung. Auch in diesem Bereich ist sie ein er-
ganzendes Instrument, das die Effektivitat gefahrenabwehrrechtlicher MalRnahmen ver-
bessern und insbesondere Aufenthaltsvorgaben, Kontakt- und Annaherungsverbote so-
wie weitere Schutzanordnungen wirksamer absichern kann. Auch im Bereich des Gefah-
renabwehrrechts kdnnen Annaherungs- und Betretungsverbote technisch Uberwacht
werden. Die Verbotszonen, die die zu Uberwachende Person nicht betreten darf, ergeben
sich in diesen Fallen aus den Anordnungen der zustandigen Stellen. Sie bleibt auch inso-
weit auf die Unterstitzung anderer MalRnahmen angelegt und ersetzt diese nicht.

Fir die Durchfiihrung der elektronischen Aufenthaltsiiberwachung ist eine Uberwa-
chungsstelle erforderlich, die eingehende Systemmeldungen, beispielsweise Uber Wei-
sungsverstoRe, VerstoRe gegen gerichtliche Schutzanordnungen, Aufenthaltsvorgaben,
Wohnungsverweise, Ruckkehr-, Betretungs-, Kontakt- oder Annaherungsverbote oder
uber Beeintrachtigungen der Datenerhebung, entgegennimmt und im Hinblick auf mogli-
cherweise notwendige MalRnahmen pruft. Hierzu wird in der Regel eine Kontaktaufnah-
me mit der zu Uberwachenden Person und gegebenenfalls mit der zu schutzenden Per-
son oder den zustandigen Stellen zur naheren Klarung des Sachverhalts erforderlich
sein. Abhangig vom Ergebnis der Prufung werden die jeweils zustandigen Stellen der
Lander und gegebenenfalls die zu schiitzende Person unterrichtet oder eine Uberprii-
fung der Funktion oder einen Austausch der Gerate bei der zu Uberwachenden Person
veranlasst. Diese Prufung hat unverziglich nach Eingang der Systemmeldungen zu er-
folgen, so dass die Uberwachung einen Rund-um-die-Uhr-Schichtbetrieb voraussetzt.

Fir diese Aufgabe soll bundesweit eine gemeinsame Uberwachungsstelle der Lénder ta-
tig werden. Dies ist kostenglnstiger und wirtschaftlicher als wenn in jedem einzelnen
Land eine Uberwachungszentrale mit einer Rund-umdie-Uhr-Bereitschaft eingerichtet
wird. Die bereits bestehende Gemeinsame elektronische Uberwachungsstelle der Lan-
der (GUL) nimmt diese Aufgabe auf der Grundlage dieses Staatsvertrags in den von ihm
erfassten Anwendungsbereichen wahr. Sie dient dabei als einheitliche Kontaktstelle flr
die Umsetzung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung und bundelt die fachliche
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Kommunikation mit den zustandigen Stellen der Lander und der Hessischen Zentrale fur
Datenverarbeitung (HZD).

Die GUL arbeitet eng mit der HZD zusammen, die aufgrund einer Verwaltungsvereinba-
rung der Lander uber den Betrieb und die Nutzung eines Systems der elektronischen
Aufenthaltsiberwachung vom 19. Mai 2011 / 29. August 2011 in der jeweils geltenden
Fassung die Bereitstellung und den Betrieb eines technischen Systems zur elektroni-
schen Aufenthaltsiberwachung Ubernommen hat. Sie stimmt die fur die technische
Durchfuhrung erforderlichen Schritte mit der HZD ab. Die HZD stellt die technische Infra-
struktur und die fur die Uberwachung erforderlichen technischen Mittel bereit. Die fachli-
che Bewertung eingehender Systemmeldungen und die Unterrichtung der zustandigen
Stellen erfolgen durch die GUL. Soweit Bestimmungen dieses Staatsvertrags einer Kon-
kretisierung bei der Umsetzung bedurfen, wird auf Regelungen in der Verwaltungsverein-
barung der Lander, insbesondere zu dem eingerichteten Lenkungskreis und vorgesehe-
nen Abstimmungsverfahren, zuriackgegriffen.

Die Tatigkeiten der GUL — insbesondere die Klarung des Sachverhalts durch Kontaktauf-
nahme mit der zu uberwachenden Person sowie gegebenenfalls mit der zu schutzenden
Person, die Bewertung der Situation und die Entscheidung Uber eine Ubermittlung von
Informationen an die zustandigen Stellen — sind hoheitlicher Art. Um die entsprechenden
Aufgaben und Befugnisse von den jeweils zustandigen Stellen der Lander auf eine lan-
derubergreifend tatige Stelle zu Ubertragen, bedarf es nach allgemeinen verfassungs-
rechtlichen Grundsatzen eines Staatsvertrags.

Daruber hinaus kann die elektronische Aufenthaltsiberwachung — gegebenenfalls mit
Einwilligung der zu Uberwachenden Person — auch zu anderen Zwecken, insbesondere
bei Aulervollzugsetzung eines Haftbefehls, im Rahmen einer Bewahrungsweisung, bei
Gnadenerweisen, zur Vermeidung der Vollstreckung von kurzen Freiheitsstrafen oder
von Ersatzfreiheitsstrafen, zur Uberwachung vollzugséffnender  MaRnahmen,
(Vollzugs-)Lockerungen sowie von Ausfuhrungen oder im Rahmen der Fuhrungsaufsicht
in Fallen, die von § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs nicht umfasst
sind, eingesetzt werden. Es bleibt den einzelnen Landern Uberlassen, inwieweit sie von
diesen Einsatzmdglichkeiten Gebrauch machen. Fir die Durchfuhrung der elektroni-
schen Aufenthaltsiberwachung zu diesen Zwecken kdnnen die betroffenen Lander der
GUL zuséatzlich Aufgaben und Befugnisse Ubertragen.

Der Staatsvertrag tragt schliellich dem Umstand Rechnung, dass die elektronische Auf-
enthaltsiberwachung in den bisherigen und in den neu geregelten Anwendungsberei-
chen auch wahrend eines zeitlich gestuften Inkrafttretens rechtlich und organisatorisch
gesichert bleiben muss. Bis zur vollen Wirksamkeit dieses Staatsvertrags in allen ver-
tragsschlieRenden Landern sollen daher die Kontinuitat der elektronischen Aufenthalts-
uberwachung in den bestehenden Anwendungsbereichen und die Einsatzfahigkeit in den
neu geregelten Anwendungsbereichen gewahrt bleiben.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1

Artikel 1 Absatz 1 enthalt als Kernaussage des Staatsvertrags, dass die vertragsschlie-
Renden Lander eine gemeinsame Uberwachungsstelle unterhalten, die mit den in die-
sem Staatsvertrag geregelten Aufgaben der elektronischen Uberwachung des Aufent-
halts von Personen betraut wird.

Absatz 2 regelt, als Teil welcher Behorde diese gemeinsame Uberwachungsstelle errich-
tet wird und welchen Namen sie tragt. Die gemeinsame Uberwachungsstelle ist bei der
IT-Stelle angesiedelt und fihrt die Bezeichnung ,Gemeinsame elektronische Uberwa-
chungsstelle der Lander (GUL)“. Sie untersteht der Dienstaufsicht des Hessischen Minis-
teriums der Justiz und fur den Rechtsstaat. Die in Absatz 2 zugleich vorgesehene Ausge-
staltung der GUL als einheitliche Kontaktstelle dient der Biindelung der Kommunikations-
und Abstimmungswege zwischen den Landern, der GUL und den an der technischen
Durchfuhrung beteiligten Stellen. Die Erforderlichkeit einer gesonderten Hinwendung an
die HZD entfallt vor diesem Hintergrund. Dies gilt fur alle von diesem Staatsvertrag er-
fassten Anwendungsbereiche.

Zu Artikel 2

Artikel 2 nennt die Aufgaben und Befugnisse, die der GUL Ubertragen werden, wenn sie
im Rahmen der Uberwachung von Weisungen nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12
des Strafgesetzbuchs tatig wird. Die — insoweit abschlieliende — Aufzahlung der einzel-
nen Aufgaben und Befugnisse orientiert sich an den Datenverwendungszwecken des §
463a Absatz 4 Satz 2 der Strafprozessordnung.

Die GUL beachtet bei ihrem Tatigwerden die gesetzlichen Regelungen sowie die Ausge-
staltung der Fuhrungsaufsicht durch den Fuhrungsaufsichtsbeschluss und die Fallkonfe-
renz, die sich auf den Umgang mit der zu Uuberwachenden Person, soweit eine solche
vorhanden ist auch mit der zu schitzenden Person und die Reaktion auf Systemmeldun-
gen beziehen.

Die GUL handelt bei ihrem beschriebenen Tatigwerden nicht selbst als Aufsichtsstelle.
Die Entscheidung, einen Strafantrag wegen Verstolles gegen Weisungen in der Fuh-
rungsaufsicht (§ 145a Satz 2 des Strafgesetzbuchs) zu stellen, bleibt daher der zustandi-
gen Fuhrungsaufsichtsstelle des jeweiligen Landes vorbehalten. Die Entscheidung muss
nicht unverzuglich erfolgen, da etwaige strafprozessuale Malinahmen auch bereits vor
Stellung des Strafantrags zulassig sind (vgl. § 127 Absatz 3, § 130 der Strafprozessord-
nung).

Im Einzelnen ist Folgendes anzumerken:

Nummern 1 und 2 beschreiben das Tatigwerden der GUL im Vorfeld der eigentlichen
Uberwachung.
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Nummer 3 bringt zum Ausdruck, dass die GUL das sogenannte fachliche Monitoring
durchfiihrt, indem sie die eingehenden Systemmeldungen einer Uberpriifung unterzieht.
Auf diese Weise soll vermieden werden, dass samtliche Systemmeldungen an die zu-
standigen polizeilichen oder justiziellen Stellen der Lander ungefiltert weitergeleitet wer-
den, auch wenn sich auf einfache Weise klaren lasst, dass weder eine Gefahr noch ein
Weisungsverstol} gegeben ist.

Nummer 4 stellt klar, dass die GUL zur Verifizierung einer solchen Systemmeldung nach
Nummer 3 und zur weiteren Sachverhaltsklarung mit der zu uberwachenden Person so-
wie gegebenenfalls mit der zu schitzenden Person in Kontakt treten und unter anderem
sie befragen, auf einen Verstol3 der zu Uberwachenden Person hinweisen und mitteilen
darf, wie eine Beendigung bewirkt werden kann. Der GUL stehen in diesem Zusammen-
hang jedoch gegenuber der zu Uberwachenden Person keine Befugnisse zur Anordnung
vollziehbarer Ma®nahmen zu. Diese sind der Polizei, den Fuhrungsaufsichtsstellen oder
den Strafverfolgungsbehdérden vorbehalten, die von der GUL zu unterrichten sind.

Nummer 5 sieht die Unterrichtung der Fuhrungsaufsichtsstelle und des Bewahrungshel-
fers Uber einen mdglichen Weisungsverstol} der zu Uberwachenden Person vor.

Wahrend Nummer 6 regelt, dass die GUL die zustandige Stelle der Polizei und gegebe-
nenfalls die zu schitzende Person verstandigt, wenn aufgrund ihrer Prifung eine Gefahr
der dort genannten Art zu besorgen ist, betrifft Nummer 7 die Weitergabe der zur Gefah-
renabwehr notwendigen Aufenthaltsdaten an die Polizei oder — soweit erforderlich — an
die zu schiutzende Person. Die Datenweitergabe an die Polizei kann in technischer Hin-
sicht entweder dadurch erfolgen, dass die Lander ihre Polizei mit der Moglichkeit eines
Lesezugriffs auf das IT-System der HZD ausstatten, oder dadurch, dass die registrierten
Aufenthaltsdaten in die Einsatzleitsysteme der Polizei Ubernommen werden. Beides ge-
wahrleistet, dass die Information Uber den Aufenthaltsort nicht auf telefonischem Weg
von der GUL an die Polizei weitergegeben werden muss. Ob und in welcher Weise MaR-
nahmen der Gefahrenabwehr ergriffen werden, haben die Polizeibehdrden der Lander in
eigener Verantwortung zu entscheiden.

Die in Nummer 8 genannte Datenubermittlung dient allein dem Zweck der Strafverfol-
gung. Gegebenenfalls wird die GUL die Aufenthaltsdaten der zu (iberwachenden Person
uber die HZD zur Verfugung stellen.

Nummer 9 tragt dem Umstand Rechnung, dass eine Systemmeldung Uber einen Wei-
sungsverstol® oder Uber eine Beeintrachtigung der Datenerhebung Anlass geben kann,
die eingesetzten technischen Mittel einer Uberpriifung zu unterziehen. Moglicherweise
liegt ein Funktionsfehler oder eine Manipulation vor. Hierzu kann die GUL die erforderli-
chen MalRnahmen veranlassen, insbesondere die zustandige Stelle mit einer Kontrolle
der technischen Mittel vor Ort beauftragen. Je nach dem Ergebnis der Uberpriifung kann
die GUL betreffend die zu liberwachende Person den Austausch oder eine Neuanlegung
eines technischen Mittels oder Gerateteils (zum Beispiel Verschlussband) anordnen. Ent-
sprechendes gilt fur den Fall des Auftretens technischer Probleme bei dem technischen
Mittel der zu schitzenden Person.

34



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode Drucksache 20/#N!#

Nummer 10 stellt klar, dass die GUL auf Fragen der zu iberwachenden Person oder ge-
gebenenfalls der zu schutzenden Person Auskunfte zum Umgang mit den eingesetzten
technischen Mitteln erteilen kann. Auf diese Weise wird die Akzeptanz der elektronischen
Aufenthaltsuberwachung auf Seiten der zu Uberwachenden Person erhdht; zudem kann
hierdurch vermieden werden, dass diese sich spater bei Weisungsverstofien auf man-
gelnde Kenntnis im Umgang mit dem eingesetzten technischen Mittel beruft.

Nummer 11 regelt die Organisation der Abnahme und Rickgabe der technischen Mittel.

Zu Artikel 3

Artikel 3 nennt die Aufgaben und Befugnisse, die der GUL bei der Durchfiihrung einer
elektronischen Aufenthaltsiberwachung in Verfahren in Gewaltschutzsachen und in
Kindschaftssachen Ubertragen werden. Die Aufgabenubertragung soll eine rasche und
effektive Durchflhrung der Anordnung zur elektronischen Aufenthaltsuberwachung er-
moglichen.

Die Aufgaben und Befugnisse, die auf den Regelungen zur elektronischen Aufenthalts-
uberwachung in Gewaltschutzsachen und in Kindschaftssachen beruhen, sind in Num-
mern 1 bis 16 abschlieBend niedergelegt. Im Einzelnen:

Nummer 1 ibertrégt der GUL die Vorbereitung der Durchfiihrung der elektronischen Auf-
enthaltsiberwachung in Abstimmung mit der HZD und der nach dem Recht des ersu-
chenden Landes zustandigen Stelle (§ 1b Absatz 1 Gewaltschutzgesetz). Nach Eingang
des Beschlusses Uber die Anordnung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung stellt
die GUL eigenstandig die erforderlichen Unterlagen und Erfassungsbdgen zusammen
und bereitet die Konfiguration der technischen Mittel vor. Dabei erarbeitet die GUL insbe-
sondere auch einen Vorschlag fur erforderliche Warnzonen sowie — sofern technisch
moglich — einen Vorschlag dazu, ob die zu schutzende Person Uber das ihr zur Verfu-
gung gestellte technische Mittel automatisiert Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Uber-
wachenden Person Ubermittelt werden (§ 1c Absatz 7 Gewaltschutzgesetz).

Die GUL bereitet die erforderlichen Formulare zur Datenerfassung und zu den Ablaufen
bei etwaigen Systemmeldungen vollstandig vor. Bereits vorliegende polizeiliche Gefah-
renanalysen und sonstige relevante Informationen fordert sie bei der nach dem Recht
des ersuchenden Landes zustandigen Stelle an. Sie kann fur die Vorbereitung auch Kon-
takt zu der zu Uberwachenden Person aufnehmen; dies wird in Nummer 8 klargestellt.
Die erstellten Unterlagen stimmt die GUL mit der nach dem Recht des ersuchenden Lan-
des zustandigen Stelle ab und erhalt eine Rickmeldung zu den ermittelten Daten (Vier-
Augen-Prinzip). Die Anlegung erfolgt nach Abschluss des Abstimmungsprozesses. Da-
ten, die aus dem familiengerichtlichen Beschluss identisch Ubernommen werden konnen,
sind von dieser Abstimmung ausgenommen.

Die Beauftragung der HZD erfolgt durch die GUL. Eine gesonderte Anfrage zur OID-Ver-
gabe bei der HZD sowie eine separate Beauftragung von GUL und HZD durch die L&n-
der sind nicht erforderlich.
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Nummer 2 bertragt der GUL die Aufgabe, der zu tiberwachenden Person den Umstand
der Festlegung der Warnzone und ihre konkrete Bemessung mitzuteilen (§ 1c Absatz 3
Satz 3 Gewaltschutzgesetz). Hierdurch wird dem Grundsatz der transparenten Datenver-
arbeitung Rechnung getragen. Eine weitere Aufgabenubertragung Uber die Mitteilung
hinaus ist hiermit nicht verbunden.

Nummer 3 Ubertragt der GUL die Organisation des Anlegens und der Ubergabe der tech-
nischen Mittel fur die Durchfihrung der elektronischen Aufenthaltsuberwachung an die
zu uberwachende und an die zu schutzende Person in Zusammenarbeit mit der HZD
und der nach dem Recht des Landes zustandigen Stelle. Der Begriff des technischen
Mittels umfasst dabei auch zur Verfugung gestellte Mobiltelefone sowie Home Units.

Zu diesem Zweck kann die GUL auch Kontakt mit der zu Uberwachenden und der zu
schutzenden Person aufnehmen; dies wird in Nummer 8 klargestellt.

Nummer 4 regelt, dass die GUL dem Familiengericht und/oder der nach dem Recht des
ersuchenden Landes zustandigen Stelle mitteilt, ob das Anlegen sowie die Ubergabe der
technischen Mittel fur die Durchfihrung der elektronischen Aufenthaltsuberwachung er-
folgt sind.

Nummer 5 beschreibt die fur die Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwa-
chung erforderliche Datenverarbeitung durch die GUL nach MaRgabe des Artikels 5.

Nummer 6 stellt klar, dass die GUL das sogenannte fachliche Monitoring durchfihrt, in-
dem sie eingehende Systemmeldungen Uberpruft (§ 1c Absatz 2 Gewaltschutzgesetz).
Dadurch wird vermieden, dass samtliche Systemmeldungen ungefiltert an die zustandi-
gen polizeilichen oder justiziellen Stellen der Lander weitergeleitet werden.

Nummer 7 regelt die Befugnis der GUL, die Ursache einer Meldung nach Nummer 6 zu
ermitteln. Dafur kann sie Kontakt mit den Beteiligten und beteiligten Stellen aufnehmen,
sie befragen, sie auf einen Verstol3 hinweisen und mitteilen, wie dessen Beendigung be-
wirkt werden kann. Dies wird in Nummer 8 klargestellt.

Nummer 8 ermachtigt die GUL zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse Kon-
takt mit den Beteiligten und beteiligten Stellen aufzunehmen, sie zu befragen, sie auf
Verstolie hinzuweisen und MaRnahmen zu deren Beendigung aufzuzeigen.

Nummer 9 regelt, dass die GUL das zustéandige Amtsgericht und/oder die nach dem
Recht des ersuchenden Landes zustandige Stelle Uber mogliche VerstdoRe gegen eine
gerichtliche Anordnung unterrichtet. Zugleich umfasst die Regelung die Befugnis zur
Ubermittlung der hierfiir erforderlichen Daten im Einklang mit den Regelungen zur Da-
tenverarbeitung nach Artikel 5.

Nummer 10 regelt, dass die GUL im Falle einer Systemmeldung, nach deren Priifung ei-
ne Gefahr fur die zu schitzenden Personen zu besorgen ist, die Polizei sowie weitere
Behorden wie beispielsweise die Feuerwehr unterrichtet sowie diesen die Daten Uber
den Aufenthaltsort der zu Uberwachenden und der zu schitzenden Person sowie Uber
Beeintrachtigungen der Datenerhebung Ubermittelt, um die Gefahrenabwehr zu ermdgli-
chen (§ 1c Absatz 6 Nr. 2 Gewaltschutzgesetz). Die Datenubermittlung erfolgt im Ein-
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klang mit den Regelungen zur Datenverarbeitung in Artikel 5. Ob und in welcher Weise
Malnahmen der Gefahrenabwehr ergriffen werden, haben die zustandigen Behdrden
der Lander in eigener Verantwortung zu entscheiden.

In Nummer 11 wird geregelt, dass die GUL im Falle einer Systemmeldung die Daten tber
den Aufenthaltsort der zu Uberwachenden Person oder Uber eine Beeintrachtigung der
Datenerhebung auch an die zu schiutzende Person ubermitteln kann, um eine fur sie be-
stehende Gefahr abwehren zu kénnen (§ 1c Absatz 6 Nr. 6 Gewaltschutzgesetz). Auch
diese Datenubermittlung hat im Einklang mit den Regelungen zur Datenverarbeitung in
Artikel 5 zu erfolgen. Die Datenubermittlung an die zu schutzende Person erfolgt im Rah-
men der jeweiligen technischen Moglichkeiten.

Die in Nummer 12 genannte Befugnis der Datenubermittlung Uber den Aufenthaltsort der
zu uberwachenden und der zu schutzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der
Datenerhebung an die Strafverfolgungsbehorden dient der Ermdglichung der strafrechtli-
chen Verfolgung wegen einer Zuwiderhandlung gegen eine Gewaltschutzanordnung
nach §§ 1 und 1a Gewaltschutzgesetz und der damit zusammenhangenden Straftaten
gegen das Leben, die korperliche Unversehrtheit, die personliche Freiheit oder die sexu-
elle Selbstbestimmung der zu schitzenden Personen (§ 1c Absatz 6 Nr. 4 Gewaltschutz-
gesetz). Die Datenubermittiung erfolgt wiederum im Einklang mit den Regelungen zur
Datenverarbeitung in Artikel 5.

Die Regelung in Nummer 13 tragt dem Umstand Rechnung, dass eine Systemmeldung
uber einen Verstold oder Uber eine Beeintrachtigung der Datenerhebung Anlass geben
kann, die bei der zu Uberwachenden oder zu schitzenden Person vorhandenen techni-
schen Mittel einer Uberpriifung zu unterziehen. Bei Vorliegen eines Funktionsfehlers
oder einer Manipulation der technischen Mittel kann die GUL die erforderlichen MaRnah-
men zur Behebung veranlassen. Dazu zahlt auch der gegebenenfalls notwendige Aus-
tausch oder eine Neuanlegung der technischen Mittel oder eines Teils davon (zum Bei-
spiel Verschlussband).

Nummer 14 stellt klar, dass die GUL Anfragen der zu (iberwachenden sowie der zu
schitzenden Person zum Umgang mit den bei ihnen vorhandenen technischen Mitteln
beantworten kann.

Nummer 15 sieht vor, dass die GUL die zu schiitzende Person mit dem gesetzlich vorge-
schriebenen zeitlichen Vorlauf auf den bevorstehenden Ablauf der Dauer der elektroni-
schen Aufenthaltsiberwachung hinweist (§ 1b Absatz 2 Gewaltschutzgesetz).

Nummer 16 regelt die Organisation der Abnahme und Rickgabe der technischen Mittel.
Nach Abschluss der Malnahme haben sowohl die zu Uberwachende als auch die zu
schitzende Person die technischen Mittel auf Anforderung unverziglich herauszugeben
(§ 1a Absatz 5 Gewaltschutzgesetz).
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Zu Artikel 4

Artikel 4 nennt die Aufgaben und Befugnisse, die der GUL bei der Durchfiihrung einer
elektronischen Aufenthaltsiberwachung nach dem Gefahrenabwehrrecht der Lander
ubertragen werden. Die Lander nutzen hierfur die bereits bestehenden Strukturen der
GUL im Rahmen der Fiihrungsaufsicht.

Die Aufgaben und Befugnisse, die auf den Regelungen zur elektronischen Aufenthalts-
uberwachung nach dem Gefahrenabwehrrecht der Lander beruhen, sind in Nummern 1
bis 17 abschliefend niedergelegt. Im Einzelnen:

Nummer 1 ibertrégt der GUL die Vorbereitung der Durchfiihrung der elektronischen Auf-
enthaltsiberwachung in Abstimmung mit der HZD und der Polizei. Dabei erarbeitet die
GUL insbesondere auch einen Vorschlag fir erforderliche Warnzonen.

Nummer 2 Ubertragt der GUL die Aufgabe, der zu liberwachenden Person den Umstand
der Festlegung der Warnzone und ihre konkrete Bemessung mitzuteilen. Hierdurch wird
dem Grundsatz der transparenten Datenverarbeitung Rechnung getragen. Eine weitere
Aufgabenubertragung Uber die Mitteilung hinaus ist hiermit nicht verbunden.

Nummer 3 Ubertragt der GUL die Organisation des Anlegens und der Ubergabe der tech-
nischen Mittel fur die Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung an die
zu Uberwachende und an die zu schitzende Person in Zusammenarbeit mit der HZD
und der Polizei.

Zu diesem Zweck kann die GUL auch Kontakt mit der zu Uberwachenden und der zu
schitzenden Person aufnehmen; dies wird in Nummer 8 klargestellt.

Nummer 4 regelt, dass die GUL der Polizei mitteilt, ob das Anlegen sowie die Ubergabe
der technischen Mittel fur die Durchfihrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung
erfolgt sind.

Nummer 5 beschreibt die flir die Durchfihrung der elektronischen Aufenthaltsiberwa-
chung erforderliche Datenverarbeitung durch die GUL nach MaRgabe des Artikels 5.

Nummer 6 stellt klar, dass die GUL das sogenannte fachliche Monitoring durchfiihrt, in-
dem sie eingehende Systemmeldungen Uberprtft. Dadurch wird vermieden, dass samtli-
che Systemmeldungen ungefiltert an die Polizei weitergeleitet werden.

Nummer 7 regelt die Befugnis der GUL, die Ursache einer Meldung nach Nummer 6 zu
ermitteln.

Nummer 8 ermachtigt die GUL zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse Kon-
takt mit den Beteiligten und beteiligten Stellen aufzunehmen, sie zu befragen, sie auf
VerstoRe hinzuweisen und Malinahmen zu deren Beendigung aufzuzeigen.

Nummer 9 regelt, dass die GUL die Polizei Giber moégliche VerstéRe gegen die Anord-
nung einer elektronischen Aufenthaltsiberwachung, eine mit dieser verbundene Aufent-
haltsvorgabe, einen mit dieser verbundenen Wohnungsverweis, ein mit dieser verbunde-
nes Ruckkehr-, Betretungs-, Kontakt- beziehungsweise Annaherungsverbot unterrichtet.
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Zugleich umfasst die Regelung die Befugnis zur Ubermittlung der hierfiir erforderlichen
Daten im Einklang mit den Regelungen zur Datenverarbeitung nach Artikel 5.

Nummer 10 regelt, dass die GUL nach den fiir die Durchfiihrung der elektronischen Auf-
enthaltsiberwachung geltenden Rechtsvorschriften des Gefahrenabwehrrechts der Lan-
der die Polizei unterrichtet sowie dieser die Daten Uber den Aufenthaltsort der zu Uber-
wachenden und der zu schitzenden Person sowie Uber Beeintrachtigungen der Datener-
hebung Ubermittelt. Die Datenubermittiung erfolgt im Einklang mit den Regelungen zur
Datenverarbeitung in Artikel 5.

In Nummer 11 wird geregelt, dass die GUL die Daten (ber den Aufenthaltsort der zu
uberwachenden Person oder Uber eine Beeintrachtigung der Datenerhebung auch an die
zu schitzende Person Ubermitteln kann. Auch diese Datentubermittlung hat im Einklang
mit den Regelungen zur Datenverarbeitung in Artikel 5 zu erfolgen. Die Datenubermitt-
lung an die zu schitzende Person erfolgt im Rahmen der jeweiligen technischen Mog-
lichkeiten.

Die in Nummer 12 genannte Befugnis der Datenubermittlung Uber den Aufenthaltsort der
zu Uberwachenden Person und der zu schitzenden Person sowie Uber Beeintrachtigun-
gen der Datenerhebung an die Strafverfolgungsbehorden dient der Ermdglichung der
Verfolgung einer Tat, die nach den flr die Durchfihrung der elektronischen Aufenthalts-
uberwachung geltenden Rechtsvorschriften des Gefahrenabwehrrechts der Lander straf-
bewehrt ist, und der damit zusammenhangenden Straftaten gegen das Leben, die kor-
perliche Unversehrtheit, die personliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung der
verletzten Person.

Die Regelung in Nummer 13 regelt, dass die GUL die fiir die Erstellung eines Bewe-
gungsbilds der zu Uberwachenden Person erforderlichen Daten an die Polizei Gbermit-
teln kann, soweit eine entsprechende Anordnung besteht.

Die Regelung in Nummer 14 tragt dem Umstand Rechnung, dass eine Systemmeldung
uber einen Verstol3 oder Uber eine Beeintrachtigung der Datenerhebung Anlass geben
kann, die bei der zu Uberwachenden oder zu schitzenden Person vorhandenen techni-
schen Mittel einer Uberpriifung zu unterziehen. Bei Vorliegen eines Funktionsfehlers
oder einer Manipulation eines technischen Mittels kann die GUL die erforderlichen MaR-
nahmen zur Behebung veranlassen.

Nummer 15 stellt klar, dass die GUL Anfragen der zu (iberwachenden sowie der zu
schitzenden Person zum Umgang mit den bei ihnen jeweils vorhandenen technischen
Mitteln beantworten kann.

Nummer 16 sieht vor, dass die GUL die zu schitzende Person mit einem mit der Polizei
abzustimmenden zeitlichen Vorlauf auf den bevorstehenden Ablauf der Dauer der elek-
tronischen Aufenthaltsiberwachung hinweist.
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Nummer 17 regelt die Organisation der Abnahme und Rickgabe der technischen Mittel.
Nach Abschluss der Mallnahme haben sowohl die zu Uberwachende als auch die zu
schitzende Person das technische Mittel auf Anforderung unverziglich herauszugeben.

Zu Artikel 5

Artikel 5 enthalt datenschutzrechtliche Bestimmungen fiir die GUL, soweit sie personen-
bezogene Daten zur Erfullung der ihr nach Artikel 2 bis 4 Ubertragenen Aufgaben und
Befugnisse zur Durchfuhrung der elektronischen Aufenthaltsuberwachung verarbeitet. Im
Einzelnen:

Absatz 1 stellt klar, dass die GUL auf der Grundlage und im Rahmen der bestehenden
Befugnisse zur elektronischen Aufenthaltsiberwachung und von anderen bereichsspezi-
fischen Regelungen, einschlieBlich behordlicher und gerichtlicher Anordnungen, perso-
nenbezogene Daten verarbeiten darf. Hierzu enthalten die nachfolgenden Absatze ent-
sprechende deklaratorische Klarstellungen. Durch diesen Staatsvertrag werden keine
zusatzlichen Rechtsgrundlagen fur die Datenverarbeitung geschaffen.

Absatz 2 verweist auf die geltenden Rechtsgrundlagen, nach deren jeweiligen Maliga-
ben die GUL zur Verarbeitung von Aufenthaltsdaten der zu (iberwachenden Person und
der zu schutzenden Person sowie von Daten uber eine Beeintrachtigung der Datenerhe-
bung bei der Erfullung ihrer nach Artikel 2 bis 4 Ubertragenen Aufgaben befugt ist. Die
GUL hat bei entsprechenden Datenverarbeitungsvorgangen die darin geregelten Anfor-
derungen zu beachten, die insbesondere bereichsspezifische Regelungen Uber die je-
weilige Zweckbindung, Uber die jeweiligen Anforderungen an die Sicherheit der Daten-
verarbeitung und uber die jeweiligen Loschfristen enthalten.

Absatz 3 betrifft die Verarbeitung von nicht unter Absatz 2 fallenden personenbezogenen
Daten der (berwachten Person durch die GUL im Rahmen der elektronischen Aufent-
haltsiberwachung. Die Vorschrift enthalt eine nicht abschlieRende Beschreibung der Ka-
tegorien von personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung abhangig vom jeweiligen
Uberwachungsfall nach MaRgabe der jeweils geltenden Rechtsgrundlage in Betracht
kommt. FUr den Fall der Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener
Daten im Sinne des jeweils geltenden Regelungssystems hat die GUL die entsprechen-
den gesetzlichen Anforderungen zu beachten. Die Anwendbarkeit des fur den jeweiligen
Aufgabenbereich der Artikel 2 bis 4 in Hessen einschlagigen Datenschutzrechts ein-
schliel3lich etwaiger europarechtlich oder bundesgesetzlich grindender Vorgaben wird
klargestellt. Die GUL hat bei entsprechenden Datenverarbeitungsvorgéngen die darin ge-
regelten Anforderungen zu beachten, die insbesondere bereichsspezifische Regelungen
uber die jeweilige Zweckbindung, Uber die jeweiligen Anforderungen an die Sicherheit
der Datenverarbeitung und Uber die jeweiligen Loschfristen enthalten.

Absatz 4 stellt daran anknipfend klar, dass die GUL auch personenbezogene Daten der
zu schutzenden Person verarbeitet, die nicht unter Absatz 2 fallen. Dies gilt ebenso fur
personenbezogene Daten von Personen aus dem Umfeld der zu schutzenden Personen,
also beispielsweise Verwandte, Vertrauenspersonen aus dem privaten Umfeld oder von
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offentlichen und nicht 6ffentlichen Stellen (Opferschutzeinrichtungen, Frauenschutzhdu-
ser, Jugendamt, Schule und Kindergarten), die beispielsweise fur den Fall der Nichter-
reichbarkeit der zu schiitzenden Person ihre Kontaktdaten fiir die GUL zur Verfiigung
stellen.

Absatz 5 stellt die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit fest.

Soweit die GUL bei der Erflllung der ihr nach Artikel 2 bis 4 Gbertragenen Aufgaben per-
sonenbezogene Daten verarbeitet, ist ,Verantwortlicher® im Sinne der jeweils geltenden
Regelungssysteme die IT-Stelle, in welche die GUL rechtlich und organisatorisch als eine
Abteilung eingegliedert ist. Das Gesetz zur Errichtung der Informationstechnik-Stelle der
hessischen Justiz (IT-Stelle) und zur Regelung justizorganisatorischer Angelegenheiten
in der jeweils gultigen Fassung findet Anwendung.

Die IT-Stelle ist insoweit gemeinsam verantwortlich mit der bei der Durchflhrung der
elektronischen Aufenthaltsiberwachung jeweils datenverarbeitenden Stelle in den Lan-
dern.

Die weiteren Einzelheiten Uber die gemeinsame Verantwortlichkeit werden in einer ge-
sonderten Vereinbarung festgelegt, die nach MalRgabe der Vorschriften in den jeweils
geltenden Regelungssystemen zu schlieen ist. Entsprechend der Begrundung des Ge-
setzes zur Einfuhrung der elektronischen Aufenthaltsiberwachung und der Taterarbeit
im Gewaltschutzgesetz wird davon ausgegangen, dass sich diese Vereinbarung im Rah-
men von Artikel 26 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung; DS-GVO) (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1;
L 314 vom 22. November 2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 2018, S. 2; L 74 vom 4. Marz
2021, S. 35) bewegt. Bei Erfillung der nach Artikel 2 und 4 Gbertragenen Aufgaben wird
davon ausgegangen, dass die Vereinbarung im Rechtsrahmen der Richtlinie (EU)
2016/680 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustandi-
gen Behorden zum Zwecke der Verhutung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung
des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates (JI-Richtlinie) (ABI. L 119 vom 4. Mai
2016, S. 89) zu treffen ist.

Absatz 6 stellt klar, dass die HZD als Auftragsdatenverarbeiterin fur die IT-Stelle tatig
wird. Die weiteren Einzelheiten bestimmen sich nach einer der Auftragsverarbeitung zu-
grunde liegenden Vereinbarung nach Maligabe des Artikels 28 DSGVO und der ein-
schlagigen Umsetzungsregelungen des Bundes und der Lander zu Artikel 22 der JI-
Richtlinie.

Absatz 7 stellt klar, dass datenschutzrechtliche Aufsichtsbehorde die fur das Sitzland zu-
standige Aufsichtsbehorde ist, namentlich der Hessische Beauftragte fur den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit nach MalRgabe des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes.
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Zu Artikel 6

Artikel 6 erdffnet die Moglichkeit, die GUL auch fiir andere als die im Staatsvertrag im
Kern geregelten Anwendungsbereiche der elektronischen Aufenthaltsiberwachung in
Anspruch zu nehmen. Die Vorschrift dient damit der Flexibilisierung des landerubergrei-
fenden Verbunds, ohne den Grundbestand der AufgabenlUbertragung nach diesem
Staatsvertrag zu verandern.

Absatz 1 kniipft die Ubertragung weiterer Aufgaben und Befugnisse an eine gesonderte
Vereinbarung mit dem Land Hessen. Das ist sachgerecht, weil das Land Hessen Trager
der GUL ist und in der Vereinbarung insbesondere der konkrete Aufgabenumfang, die or-
ganisatorische Ausgestaltung und die kostenrechtlichen Folgen festgelegt werden kon-
nen. Die Aufzahlung der Einsatzzwecke ist nicht abschlief3end. Sie benennt lediglich be-
sonders naheliegende Fallgruppen weiterer Anwendungsbereiche.

Ein Zustimmungsvorbehalt der dbrigen vertragsschlieBenden Lander ist nicht vorgese-
hen. Deren Belange werden dadurch gewahrt, dass zusatzliche Kosten nach Artikel 9
den nutzenden Landern zugeordnet werden.

Absatz 2 stellt klar, dass die gesonderte Vereinbarung eine Beteiligung an den Personal-
und Sachkosten der GUL enthalten muss. Damit wird ausgeschlossen, dass zusétzliche
Einsatzzwecke zu Lasten der allgemeinen Finanzierung des Grundsystems wahrgenom-
men werden.

Absatz 3 regelt den Fall, dass eine elektronische Aufenthaltsuberwachung im Einzelfall
ohne vorherige gesonderte Vereinbarung im Wege der Amtshilfe erbracht wird. Auch in
diesem Fall ist die Leistung nicht kostenfrei. Vielmehr setzt sie eine Beteiligung an den
Personal- und Sachkosten der GUL sowie die Erstattung der Auslagen voraus. Die Ein-
zelheiten der Kostenerstattung werden durch das Hessische Ministerium der Justiz und
fur den Rechtsstaat bestimmt, welchem die Dienstaufsicht betreffend die GUL obliegt.
Zudem verauslagt Hessen die Personal- und Sachkosten fiir die GUL. Die vorgesehene
gesonderte Kostentabelle kann durch das Hessische Ministerium der Justiz und fur den
Rechtsstaat nach Anhdrung des Lenkungskreises einseitig ohne Zustimmung der Ubri-
gen Lander geandert werden, was eine flexible Anpassung gewahrleistet. Die Kostener-
stattung dient der Finanzierung der GUL.

Zu Artikel 7
Absatz 1 enthalt Mindestanforderungen an die personelle Besetzung der GUL.

Die GUL wird vom Land Hessen mit Personal besetzt. Dienstherr des bei der GUL einge-
setzten Personals ist das Land Hessen. Dies schliel3t nicht aus, dass andere Lander
dem Land Hessen geeignete Personen im Wege der Versetzung oder der Abordnung zur
Verflgung stellen.

In Absatz 2 wird dem Lenkungskreis des Landerverbunds zum Betrieb und zur Nutzung

eines Systems der elektronischen Aufenthaltsiberwachung vor der Besetzung des Lei-

ters der GUL ein Anhdrungsrecht eingeraumt. Dies erscheint notwendig, da die GUL ho-
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heitliche Aufgaben auch auf dem Gebiet der anderen beteiligten Lander ausubt. Die Zu-
sammensetzung und die Beschlussfassung im Lenkungskreis ist in der Verwaltungsver-
einbarung der Lander uber den Betrieb und die Nutzung eines Systems der elektroni-
schen Aufenthaltsiberwachung vom 19. Mai 2011 / 29. August 2011 in der jeweils gelten-
den Fassung geregelt. Es ist davon auszugehen, dass sich der Kreis der vertragsschlie-
Renden und der beitretenden Lander mit dem Kreis der am Betriebs- und Nutzungsver-
bund teilnehmenden Lander deckt. Weitere Regelungen zur Aufsicht Uber die GUL sind
entbehrlich, da sich diese aus den allgemeinen Bestimmungen der Dienstaufsicht des
Hessischen Ministeriums der Justiz und fur den Rechtsstaat ergibt.

Zu Artikel 8

Das Land Hessen stattet die GUL nach Satz 1 im notwendigen Umfang mit Sachmitteln
aus und stellt die Raumlichkeiten zur Verflugung. Unterstutzendes Personal im Sinne von
Satz 2 ist solches, das nicht unmittelbar mit den Uberwachungsaufgaben nach Artikel 2
bis 4 befasst ist, beispielsweise Sekretariats-, Registratur- und Reinigungskrafte, Haus-
meisterdienste oder IT-Personal (soweit diese Aufgabe nicht von der HZD erledigt wird).

Zu Artikel 9

Absatz 1 enthalt die Grundregel der Finanzierung. Das Land Hessen verauslagt die Per-
sonal- und Sachkosten fiir die GUL. Diese werden sodann nach dem relativen Verhaltnis
der Bevolkerungsanteile der vertragsschlieRenden Lander aufgeteilt. Der relative Konig-
steiner Schlussel ist fur die laufende Finanzierung praktikabel, weil die Vorhaltekosten
der GUL nicht allein von der Zahl der jeweils im Einzelfall (iberwachten Personen abhan-
gen. Zudem liegt bereits in der Méglichkeit, die GUL jederzeit fiir die vom Staatsvertrag
erfassten Aufgaben in Anspruch nehmen zu kénnen, ein Vorteil fur jedes beteiligte Land.
Die in Absatz 1 vorgesehene Abzugsregel fur Kosten nach Artikel 6 Absatz 3 stellt sicher,
dass Kosten einzelner Amtshilfefalle nicht in die allgemeine Finanzierung eingestellt wer-
den.

Absatz 2 regelt zusatzliche Kosten, die durch weitere Einsatzzwecke nach Artikel 6 Ab-
satz 1 entstehen. Diese Kosten sind nicht von allen vertragsschlieRenden Landern zu
tragen, sondern nur von den Landern, die die elektronische Aufenthaltsiberwachung fur
diese Zwecke in Anspruch nehmen. Damit wird dem Veranlassungsprinzip Rechnung ge-
tragen. Zugleich eré6ffnet die Vorschrift die Moglichkeit, in der gesonderten Vereinbarung
nach Artikel 6 anstelle der Verteilung nach dem relativen Kdénigsteiner Schlussel eine
pauschalisierte Abrechnung und Umlegung nach dem Umfang der jeweiligen Nutzung
vorzusehen, wie es bereits im Bereich der Uberwachung vollzugséffnender MalRnahmen,
(Vollzugs-)Lockerungen sowie von Ausfuhrungen (ELAST-Verfahren) der Fall ist. Dies er-
moglicht eine sachgerechte Abbildung unterschiedlicher zusatzlicher Einsatzzwecke.

Absatz 3 tragt dem in Artikel 11 geregelten gestuften Inkrafttreten Rechnung. Solange
der GULStV fortgilt und dieser Staatsvertrag noch nicht fiir alle vertragsschlieRenden
Lander vollstandig wirksam geworden ist, werden nach diesem Staatsvertrag nur die
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Kosten abgerechnet, die durch Anordnungen in Gewaltschutzsachen und in Kindschafts-
sachen sowie durch Malknahmen nach dem Gefahrenabwehrrecht der Lander sowie den
damit verbundenen Personal- und Sachmittelaufwuchs entstehen. Fur Mallnahmen der
Fihrungsaufsicht und nach Artikel 4 GULStV bleibt in diesem Zeitraum der GULStV
malfgeblich.

Absatz 4 ermdglicht die ruckwirkende kalenderjahresbezogene Verteilung derjenigen
Personal- und Sachkosten, die das Land Hessen im Vorgriff auf das Inkrafttreten bereits
verauslagt hat, soweit sie durch MaRnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz und dem
Gefahrenabwehrrecht der Lander sowie den damit verbundenen Personal- und Sachmit-
telaufwuchs entstanden sind. Die Vorschrift stellt sicher, dass der erforderliche Aufwuchs
rechtzeitig erfolgen kann, ohne dass die Kostenlast endgultig beim Land Hessen ver-
bleibt.

Zu Artikel 10

Artikel 10 regelt die Geltungsdauer des Vertrags. Da die in diesem Staatsvertrag voraus-
gesetzten gesetzlichen Grundlagen der elektronischen Aufenthaltsiberwachung in den
erfassten Anwendungsbereichen, insbesondere im Rahmen der Fuhrungsaufsicht, in Ge-
waltschutzsachen und in Kindschaftssachen sowie nach dem Gefahrenabwehrrecht der
Lander, nicht auf eine voribergehende Regelung angelegt sind und auch die hierfur ge-
schaffene landerubergreifende Organisationsstruktur auf Dauer angelegt ist, wird nach
Absatz 1 der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen und den teilnehmenden Landern
lediglich ein ordentliches Kundigungsrecht eingeraumt.

Der Staatsvertrag gilt bei Kiindigung durch ein Land zwischen den anderen Landern wei-
ter; lediglich bei Kundigung durch das Land Hessen tritt der Vertrag insgesamt aul3er
Kraft, da das Land Hessen sonst gezwungen ware, die fiir den Betrieb der GUL erforder-
lichen Einrichtungen ausschlief3lich flir andere Lander zu betreiben (Absatz 2).

Zu Artikel 11

Artikel 11 stellt in Absatz 1 klar, dass der Staatsvertrag dem Ratifikationserfordernis nach
Mafgabe des jeweiligen Landesverfassungsrechts unterliegt.

Zum Inkrafttreten bestimmt Absatz 2, dass der Vertrag Wirkung mit Beginn des Folgemo-
nats entfaltet, nachdem die Ratifikationsurkunden beim Land Hessen hinterlegt worden
sind.

Fur den Fall, dass nicht alle vertragsschlieBenden Lander die Ratifikationsurkunden bis
zum Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Einflhrung der elektronischen Aufent-
haltsiberwachung und der Taterarbeit im Gewaltschutzgesetz nach seinem Artikel 10
Absatz 2 hinterlegt haben, entfaltet der vorliegende Staatsvertrag nur fur die Lander Wir-
kung, die ihre Urkunde hinterlegt haben. Soweit der Staatsvertrag nur im Verhaltnis zu
einzelnen Landern in Kraft tritt, findet dieser nur in Gewaltschutzsachen und in Kinds-
chaftssachen sowie nach dem Gefahrenabwehrrecht der Lander Anwendung (Absatz 3).

44



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode Drucksache 20/#N!#

Sobald der GULStV auBer Kraft tritt, findet der vorliegende Staatsvertrag fiir die Lander,
fur die er in Kraft getreten ist, auf alle in ihm geregelten Anwendungsbereiche Anwen-
dung (sogenanntes Transitionmodell, Absatz 4).

In Absatz 6 wird die Kostenverteilung von bereits vor der Ratifikation entstandenen Kos-
ten geregelt. Die Vorschrift stellt sicher, dass die Kostenlast nicht endgultig bei den Lan-
dern verbleibt, bei denen der Ratifizierungsprozess fruhzeitig abgeschlossen werden
konnte. Erfasst sind dabei auch Kosten, die bereits vor der Ratifikation des jeweiligen
Landes fur den nach Artikel 9 Absatz 3 und 4 abrechnungsfahigen Personal- und Sach-
mittelaufwuchs angefallen sind.

Zu Artikel 12

In Artikel 12 wird Kérperschaften des o6ffentlichen Rechts (Bund und Lander), die nicht
beim Abschluss des Staatsvertrags beteiligt waren, die Madglichkeit gegeben, dem
Staatsvertrag beizutreten. Die entsprechende Erklarung ist gegenuber dem Hessischen
Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat abzugeben und entfaltet Wirkungen ab
dem Datum des Zugangs der Beitrittserklarung oder — falls das Recht der beitretenden
Korperschaft ein Ratifikationsverfahren oder eine vergleichbare Zustimmung des Parla-
ments verlangt — mit Zugang der Anzeige, dass die Ratifikation oder vergleichbare Zu-
stimmung erfolgt ist. Die Kostenregelung des Artikels 11 Absatz 6 gilt gemal} Absatz 3
entsprechend, sodass auch hier eine Beteiligung an den Kosten, die vor dem Beitritt ent-
standen sind, ermoglicht wird.

Zu Artikel 13

Artikel 13 dient der Erhaltung des Vertragsgefuges. Die Unwirksamkeit einzelner Bestim-
mungen soll die Wirksamkeit des Staatsvertrags im Ubrigen nicht beriihren. Zugleich
bringt die Vorschrift zum Ausdruck, dass unwirksame oder fehlende Regelungen durch
solche ersetzt oder erganzt werden sollen, die dem verfolgten Regelungsziel moglichst
nahekommen
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Unterrichtung 20/361

der Landesregierung



Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag über die Durchführung der elektronischen Aufenthaltsüberwachung durch die Gemeinsame elektronische Überwachungsstelle der Länder"

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemäß § 3 Abs. 2 Parlamentsinformationsgesetz (PIG). 

Federführend ist das Ministerium für Justiz und Gesundheit.

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss





